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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 

1. Abgeordneter 
Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 5. Juni 1986 

Die Bundesregierung hat sich zusammen mit den anderen Gläubigerlän- 
dem im Rahmen des „Pariser Klubs" mit der Volksrepublik Polen über 
die Modalitäten der Rückzahlung der polnischen Außenstände geeinigt. 
Die Kosten dieser Umschuldimgen trägt die polnische Regierung in der 
Form von Konsolidierungszinsen zu Marktbedingungen. 

Die polnische Regierung leistet seit 1984 substantielle Zahlungen an die 
Bundesregierung xmd bekundet damit ihren Wülen, den Verpflichtungen 
aus den büateralen Umschuldungsabkommen nachzukommen. Unter 
diesen Umständen war eine günstigere Risikobeurteüung für künftige 
Geschäfte mit der Volksrepublik Polen und die Eröffnung eines neuen 
Bürgschaftsrahmens in Höhe von 100 Mülionen DM für solche Lieferge- 
schäfte an Polen gerechtfertigt, die zu einer Stärkung der polnischen 
Exportfähigkeit beitragen. Angesichts der hohen polnischen Zahlungs- 
verpflichtungen hat die Bundesregienmg hieran ein erhebliches eigenes 
Interesse. 

Die Gewährung von Bundesbürgschaften stellt in erster Linie ein Instru- 
ment zur Förderung der deutschen Exportwirtschaft dar und wird damit 
in unserem eigenen Interesse eingesetzt. 

Die polnische Seite ist sich bewußt, daß sich die wirtschaftliche Koope- 
ration um so günstiger entwickeln wird, je konstruktiver sich die Zusam- 
menarbeit in humanitären imd menschenrechtlichen Bereichen gestal- 
tet. Es ist überdies keine Frage, daß Polen die menschenrechtlichen 
Verpflichtungen, die es eingegangen ist, auch zu erfüllen hat. 

Der Bundeskanzler und der Bundesminister des Auswärtigen haben 
gegenüber Außenminister Orzechowski bei dessen kürzlichem Besuch in 
Bonn nachdrücklich auf das Verlangen vieler in der Volksrepublik Polen 
lebender Deutscher imd deutscher Volkszugehöriger nach Ausreise und 
Familienzusammenführung hingewiesen. Sie haben in gleichem Maße 
unterstrichen, welche Bedeutung einer Rücksichtnahme der polnischen 
Seite auf die Wünsche dieses Personenkreises nach Erhaltung imd Pflege 
ihrer kulturellen und sprachlichen Tradition zukommt. 

2. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Kann von unseren beamteten Mitgliederp des 
Regierungsausschusses für wirtschaftliche, indu- 
strielle und technische Zusammenarbeit mit der 
Volksrepublik Polen, die bei jeder Entscheidung 
sowohl das gewaltige wirtschaftliche Risiko wie 
auch die von Verfassungs wegen bestehenden 


Kann die neue „sehr niedrige" Bürgschaft für die 
Einfuhr „nicht vieler Investitionsgüter nach Po- 
len" (Radio Polonia 12. März 1986) nach Bundes- 
minister Dr. Bangemanns Ansicht „eine Art poli- 
tisches Signal" sein, solange die Volksrepublik 
Polen politisch und rechtlich die die Menschen 
betreffenden Verpflichtungen des Warschauer 
Vertragswerks und des Politischen Menschen- 
rechtspaktes, insbesondere auch von Artikel 10 
Abs. 2 und 27, gegenüber den Deutschen nicht 
erfüllt, in Regierungserklärungen und in der 
staathch gelenkten Presse die Deutschen kon- 
stant verdächtigt und die USA wegen der Verlet- 
zung der Menschenrechte im polnischen Bereich 
finanzielle Hüfen ablehnen? 
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Pflichten zum aktiven und passiven Schutz der 
Grundrechte Deutscher jederzeit zu beachten 
haben, derzeit angesichts der zahlreichen Ver- 
letzungen der Menschenrechte Deutscher und 
Nichtdeutscher durch die kommunistische Mili- 
tärdiktatur schon vom Bestehen eines „konstruk- 
tiven politischen Klimas" ausgegangen werden, 
oder gibt es Anzeichen dafür, daß ein solches, 
durch mehr Menschenrechte für die Menschen 
unmittelbar erkennbares Klima - nicht zuletzt 
aus der Verantwortung für vieles Unrecht - neu 
geschaffen wird? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 5. Juni 1986 

Ein „konstruktives politisches Klima" bestimmt die Möglichkeiten für 
eine stetige Entwicklung der deutsch- polnischen Beziehungen auf allen 
Gebieten, d. h. auch in schwierigen Fragen, deren Behandlung gegensei- 
tiges Verständnis und Vertrauensbildimg voraussetzt. 

Der Bundesminister des Auswärtigen und der Außenminister der Volks- 
republik Polen bekräftigten während des Besuches von Außenminister 
Orzechowski in Bonn Anfang April 1986 ihre Absicht, die deutsch- 
polnischen Beziehungen nach den Schwierigkeiten der vergangenen 
Jahre zu entwickeln und zu festigen. 

In diesem Geiste wurden und werden Gespräche und Verhandlungen mit 
der polnischen Seite auf allen Ebenen geführt. 


Wird die Bundesregierung die Aussage, die ein 
Sprecher der Botschaftsbesetzer in Managua ge- 
genüber der Presse machte - die Contra verwen- 
de bei ihren Angriffen in Nicaragua auch deut- 
sche Waffen - nachprüfen, und wie bewertet sie 
gegebenenfalls den Einsatz deutscher Waffen 
gegen Deutsche in Nicaragua? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 6. Juni 1986 

Die Bundesregierung setzt sich nicht mit Äußerungen von sogenannten 
„Sprechern" von Personen auseinander, die rechtswidrig in eine diplo- 
matische Vertretung eingedrungen sind. 

Die in der Presse auf gegriffene Behauptung, die „Contras" verwende- 
ten deutsche Waffen, ist von außerhalb Nicaraguas nicht nachprüfbar. 
Fest steht, daß solche Waffengeschäfte mit Ländern der mittelamerika- 
nischen Krisenrecfion von der Bundesregierung nicht genehmigt werden. 


3. Abgeordneter 

Catenhusen 

(SPD) 


4. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Gründe bekannt, 

Dr. Schroeder aus denen sich die USA aus dem Deutsch- Ameri- 

(Freiburg) kanischen Institut in Freiburg zurückziehen? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 5. Juni 1986 

Das Auswärtige Amt wurde am 2. Mai 1986 von der amerikanischen 
Botschaft davon in Kenntnis gesetzt, daß sich die amerikanische Bundes- 
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regierung durch das Gramm-Rudman-Gesetz, das Haushaltseinsparun- 
gen festschreibe, gezwungen sehe, ihre anteilsmäßige Fördenmg der 
deutsch-amerikanischen Institute in Freiburg, Heidelberg, Kiel, Nürn- 
berg, Saarbrücken und Tübingen am Ende des laufenden Haushaltsjah- 
res einzusteUen. 


5. Abgeordneter Handelt es sich hierbei nach Kenntnis der Bun- 

Dr. Schroeder desregierung um finanzielle oder politische 

(Freiburg) Gründe? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 5. Juni 1986 

Andere als die genannten finanzieUen Gründe sind der Bundesregierung 
nicht bekannt. Es gibt auch keinen Grund zu der Annahme, daß es solche 
Gründe gebe. 


6. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung weitere Amerika- 
Häuser in der Bundesrepublik Deutschland be- 
kannt, die geschlossen werden soUen, und 
welche Folgerungen zieht sie hieraus? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 5. Juni 1986 

Die genannten Institute werden ohne den Zuschuß von amerikanischer 
Seite - der sich (Sachleistungen eingeschlossen) auf durchschnittlich 
20 V. H. der jeweiligen Gesamtkosten beläuft - in der bisherigen Form 
nicht weiter existieren können. Das Auswärtige Amt hat deshalb 
zimächst den deutschen Botschafter in Washington gebeten, persönlich 
bei dem Direktor der United States Information Agency (USIA), Charles 
Wiek, vorstellig zu werden und sich dort nachdrücklich gegen die 
abrupte Streichung zu verwenden. Das ist geschehen. Das Auswärtige 
Amt hat gleichzeitig zusammen mit den übrigen deutschen Zuwendungs- 
gebem - den jeweiligen Bundesländern, Gemeinden und (z. T.) Bezirks- 
verwaltungen - eine Prüfung der Frage eingeleitet, wie die weitere 
Existenz der Institute auch im Fall des endgültigen Ausbleibens der 
amerikanischen Fördenmg gesichert werden kann. 


7. Abgeordneter 

Dr. Schroeder 
(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
durch entsprechende finanzielle Zuschüsse die 
weitere Existenz des Deutsch-Amerikanischen 
Instituts in Freiburg und anderer Amerika- 
Häuser zu gewährleisten? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 5. Juni 1986 


Die Bimdesregierung wendet im Haushaltsjahr 1986 bereits 544 000 DM 
für die genannten Institute auf (mit Ausnahme des Instituts in Kiel). Hinzu 
kommen 146000 DM für die auch bisher nicht von amerikanischer Seite 
geförderten Institute in Darmstadt und Regensburg. Die zur Zeit laufende 
Prüfung von Optionen für eine Fortführung der Institute konzentriert sich 

a) auf eine Verringenmg der Verwaltungskosten (z. B. durch Personal- 
einsparungen) und 

b) auf eine anteüsmäßige Erhöhung der Zuschüsse aller deutschen 
Zuwendungsgeber im Rahmen der jeweüs zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel. 
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8. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Welche polnischsprachigen Einrichtungen und 
Publikationen kultureller und rehgiöser Art ste- 
hen den in der Bundesrepublik Deutschland le- 
benden Polen zur Verfügung? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 6. Juni 1986 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß es den 1952 in Hamburg gegrün- 
deten „Bund der Polen - Eintracht (ZGODA) e. V.“ und den „Bund der 
Polen in Deutschland" gibt. Der „Bund der Polen - Eintracht" pflegt nach 
eigenen Angaben die Beziehungen deutscher Staatsangehöriger polni- 
schen Volkstums oder polnischer Abstammung in der Bundesrepubhk 
Deutschland zu Polen. Der „Bund der Polen in Deutschland" wurde als 
demokratische, katholisch orientierte Vereinigung gegründet. 


9. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Welche deutschsprachigen Einrichtungen und 
Publikationen kultureller und religiöser Art ste- 
hen den in der Volksrepubhk Polen lebenden 
Deutschen zur Verfügung? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 6. Juni 1986 


Die Personen deutscher Volkszugehörigkeit in Polen haben in gleichem 
Umfang wie die übrigen Bürger der Volksrepublik Polen Zugang zu 
kulturellen Einrichtungen und ebenso zu den von der Bimdesregiening 
geförderten PubÜkationen deutscher Sprache, die z. B. als Spenden nach 
Polen versandt werden. Für die Deutschen in Polen gibt es aber keine 
besonderen kulturellen Einrichtungen. Die Bundesregierung bedauert 
diesen Zustand. 


10. Abgeordneter 
Sauer 
(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bimdesregiening den Unter- 
schied zwischen den polnischsprachigen Ein- 
richtungen und Publikationen kultureller und re- 
hgiöser Art für die in der Bundesrepubhk 
Deutschland lebenden Polen zu den deutsch- 
sprachigen Einrichtungen und Pubhkationen 
kultureUer und rehgiöser Art für die in der Volks- 
repubhk Polen lebenden Deutschen, und welche 
Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu 
unternehmen, damit die in der Volksrepubhk 
Polen lebenden Deutschen die gleichen Rechte 
genießen können, wie die in der Bundesrepubhk 
Deutschland lebenden Polen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 6. Juni 1986 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die im Rahmen des Grundgeset- 
zes selbstverständhch freie Tätigkeit polnischsprachiger Einrichtungen 
und Pubhkationen in der Bundesrepubhk Deutschland zu behindern. 
Um so mehr erwartet sie von der polnischen Regierung, daß den Bürgern 
Polens deutscher Sprache die Möghchkeit eingeräumt wird, ihre Sprache 
und Kultur unbehindert zu pflegen. 

Bundesminister Genscher hat sich gegenüber der polnischen Seite wie- 
derholt für die sprachhchen und kultureUen Belange der Personen deut- 
scher Volkszugehörigkeit eingesetzt, so zuletzt gegenüber dem polni- 
schen Außenminister Orzechowski während dessen Besuch in der Bun- 
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desrepublik Deutschland am 7. April 1986. Auch in Zukunft wird sich die 
Bundesregierung für eine Erweiterung der sprachlichen und kulturellen 
Entfaltungsmöghchkeit der in Polen lebenden Deutschen einsetzen. 


11 . 


Abgeordneter 

Volmer 


(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob ein staats- 
anwaltschaftiiches Ermittlungsverfahren wegen 
der Besetzung der Botschaft der Bundesrepublik 
Deutschland in Managua (Mai 1986) eingeleitet 
worden ist? 


12. Abgeordneter 
Volmer 
(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob ein staats- 
anwaltschaftliches Ermittlungsverfahren wegen 
der Entfühnmg mehrerer Staatsbürger der Bun- 
desrepublik Deutschland in Jadnto Vaca, Nica- 
ragua, eingeleitet worden ist? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 6. Juni 1986 

In beiden Fällen nein. Die Bundesregierung wird sich mit der Frage der 
strafrechtlichen Verfolgung befassen, wenn die Bemühungen um die 
Freüassung der acht entführten deutschen Staatsbürger zum Erolg 
geführt haben. 


13. Abgeordneter Hält es die Bundesregienmg für ratsam, sich 

Egert wegen der Durchsetzung etwaiger gegen die 

(SPD) UdSSR oder deren nachgeordneten Organen be- 

stehende Schadensersatzansprüche mit den be- 
freundeten Staaten des Westens rechtlich und 
verfahrensmäßig abzustimmen, \md wird sie ent- 
sprechende Schritte in die Wege leiten? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 6. Juni 1986 

Die Frage der Durchsetzimg etwaiger gegen die UdSSR oder deren 
nachgeordneten Organen bestehende Schadensersatzansprüche wird im 
Rahmen der EG und der Europäischen Politischen Zusammenarbeit dis- 
kutiert. Die Bundesregierung ist aktiv an dieser Diskussion beteiligt. Die 
Meinungsbildimg zu diesem Problemkreis ist von den Regierungen der 
EG -Mitgliedstaaten bisher nicht abgeschlossen. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung bei sich bietender Gelegenheit 
die Frage von Schadensersatzanforderungen gegenüber der Sowjetunion 
auch mit weiteren interessierten befreimdeten Ländern erörtern. 

14. Abgeordneter Wann sind die verfügten Ausweisungen der hby- 

Regenspurger sehen Botschaft jeweüs vollzogen worden, und 

(CDU/CSU) wie wird nüt welchem Erfolg das Verbot über- 

wacht, daß libysche Diplomaten das Bonner Ge- 
biet nur noch nüt besonderer Genehmigung ver- 
lassen dürfen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 5. Juni 1986 

Der am 9. April 1986 vom Auswärtigen Amt geforderte Abzug von zwei 
libyschen Mitarbeitern des Volksbüros (Diplomatische Mission) der 
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Sozialistischen Libysch- Arabischen Volks-Dschamahirija wurde am 
18. April 1986 vollzogen. 

Die auf der Grundlage des Beschlusses des EG -Ministerrats vom 21. April 
1986 geforderte Reduzierung des beim Auswärtigen Amt gemeldeten 
Personals des Volksbüros von damals 40 Mitarbeiter auf 19 Mitarbeiter 
- entsprechend dem in Tripolis nach dem von uns vorgenommenen 
Abzug von drei Angehörigen unserer Botschaft verbleibenden Stab- 
erfolgte in 15 Fällen in der Zeit vom 9. bis 16. Mai 1986. ln je zwei 
weiteren Fällen erfolgte die Ausreise am 20. bzw. 23. Mai 1986. Mit dem 
Abzug von drei Lehrern des Volksbüros, die die Kinder der Mitarbeiter 
schulisch betreuten und deren Verbleib deshalb aus humanitären Grün- 
den bis Anfang Juni 1986 zusgestimmt worden war, liegt die Personal- 
stärke des Volksbüros unter der Obergrenze von 19 Mitarbeitern. Wei- 
tere Reduzierungen wurden von libyscher Seite angekündigt. 

Zur Überwachimg der Reisegenehmigimgen für libysche Diplomaten 
sind die zuständigen Sicherheitsbehörden eingeschaltet worden. Ver- 
stöße sind der Bundesregierung bisher nicht bekanntgeworden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


15. Abgeordneter 

Dr. Soell 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
den Verbrauchern, Kleingärtnern und Landwir- 
ten nach dem Katastrophenfall im Atomkraft- 
werk Tschernobyl umgehend ganz konkrete und' 
umfassende Verhaltensempfehlimgen im Be- 
reich des Nahrungsmittelverbrauchs sowie bei 
der Erzeugung und dem Anbau von Nahrungs- 
nütteln ausgesprochen werden müssen, und 
sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 
ebenso unverzüglich der Bevölkerung noch vor 
der Hauptreisezeit Empfehlungen über Urlaubs- 
ziele an die Hand zu geben bzw. auf eine mög- 
liche Gefährdung in bestimmten Reisezielen hin- 
zuweisen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 5. Juni 1986 

Nach Bekanntwerden der ersten Daten über die Kontamination landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse hat die Strahlenschutzkommission Richtwerte 
für den Jod 131 -Gehalt in Müch und Blattgemüse empfohlen. Die Bun- 
desregierung hat diese Empfehlungen übernommen. Diese Empfehlun- 
gen betrafen die Erzeugnisse und die Verarbeitung solcher Lebensmittel 
und hatten das Ziel, sicherzustellen, daß im Handel erhältliche Lebens- 
mittel unbedenklich verbraucht werden können. Sie boten aber auch eine 
Orientieiung für Kleingärtner imd Verbraucher. 

Von Reisen in den Raum Kiew, den von der Katastrophe betroffenen Teü 
der Ukraine und Weißrußlands hat die Bundesregierung abgeraten. 

Bei Reisen in den übrigen Teü der Sowjetunion und der anderen Ost- 
blockländer Avurde auf Vorsicht beim Verzehr von Müch, Müchprodukten 
und frischem Gemüse hingewiesen, weü über die dortige Versorgungs- 
lage und die KontroUen keine ausreichenden Informationen vorliegen. 

Für Reisen in das übrige Ausland bestehen keinerlei Bedenken. Diese 
Haltung der Bundesregierung ist den Ländern und aUen sonstigen inter- 
essierten SteUen mitgeteüt worden. Ein Bedarf für weitergehende oder 
zusätzliche Empfehlungen besteht derzeit nicht. 
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Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, in 
Zusammenarbeit mit den Landesregierungen die 
Verbraucherzentralen und -beratungsstellen 
derart personell und fachüch in die Lage zu ver- 
setzen, daß diese neben ihren bisherigen Pro- 
duktberatungen auch eine zusätzliche Dauerbe- 
ratung über die mittel- und langfristigen Auswir- 
kimgen des Katastrophenfalls von Tschernobyl 
für den Verbraucher einrichten können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 5. Juni 1986 

Die Bimdesregierung sieht für die Verbraucherzentralen keinen zusätzli- 
chen Beratungsbedarf, weil durch die Lebensmittelüberwachung sicher- 
gestellt ist, daß keine Lebensmittel in den Handel gelangen, die eine 
Beratung des Verbrauchers über den Gehalt an Radioaktivität erforder- 
lich machen. 


16. Abgeordneter 

Dr. Soell 

(SPD) 


17. Abgeordnete 

Frau 

Hofimann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung es für reaüstisch, 
einerseits wegen der weltweit vorhandenen kon- 
ventionellen und atomaren Bedrohimg, anderer- 
seits aber auch wegen des Kemkraftimglücks in 
der sowjetischen Stadt Tschernobyl, die in vielen 
Orten der Bundesrepublik Deutschland noch 
vorhandenen Luftschutzbimker aus dem Zwei- 
ten Weltkrieg so wiederherzurichten, daß diese 
bei Gefahr im Verzug von der örtlichen Bevölke- 
rung rasch auf gesucht werden könnten, so daß in 
KatastrophenfäUen große Schäden unter der 71- 
vübevölkerung abgewendet werden könnten, 
gesehen nicht ziüetzt mit Blick auf die Tatsache, 
daß von den WiederhersteUimgsarbeiten auch 
die örtliche Bauwirtschaft profitieren würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 5. Juni 1986 

Die Bundesregierung tritt nachdrücklich für die Förderung des Schutz- 
raumbaues ein. Sie hat die für den Schutzraumbau bestimmten Investi- 
tionsmittel im laufenden Haushalt mit erstmals mehr als 100 Millionen 
DM in einem Jahr gegenüber dem Haushaltsjahr 1982 nahezu verdop- 
pelt. Sie ist um eine weitere Steigerung dieser Mittel bemüht. 

Die aus der Zeit des Zweiten Weltkrieges noch in großer Zahl bundesweit 
vorhandenen Luftschutzbimker und -stoUen, die eine imerschlossene 
Schutzraumkapazität von ca. 700000 bis 800000 Schutzplätzen repräsen- 
tieren, bieten wegen der hohen natürlichen Schutzwirkung ihrer massi- 
ven Bausubstanz beste Voraussetzungen dafür, sie im Wege der Instand- 
setzung nutzbar zu machen. Solche Schutzräume können auch wirksam 
gegen radioaktive Niederschläge sowie gegen die gefährliche, jedoch 
rasch abklingende Anfangsstrahlung einer nuklearen Strahlenquelle 
schützen; sie helfen damit, schwere gesundheitiiche Schäden zu ver- 
meiden. 

Da öffentiiche Großschutzräume nur eine verhältnismäßig kurze Zeit für 
die Herstellung ihrer Betriebsbereitschaft benötigen, sind sie mit Rück- 
sicht auf ihre „ ABC-Sicherheit" bei Katastrophen und besonders schwe- 
ren UnglücksfäUen im Frieden (z. B. bei GroßschadensfäUen in Chemie- 
werken und bei Störfällen in Kernkraftwerken mit größerer Strahlenex- 
position) gut geeignet, der Bevölkerung raschen und effizienten Schutz 
zu bieten. 
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Hinsichtlich des gesamtwirtschaftlichen Nutzens des Schutzraumbaues 
verkennt die Bundesregierung nicht, daß die Nutzbarmachung von ehe- 
maligen Bunkern und Stollen Impulse auch für die Bauwirtschaft auslö- 
sen und damit zu einer Belebung von Konjunktiu und Arbeitsmarkt 
führen kann. Immerhin würde die Nutzbarmachung der noch instandset- 
zungswürdigen Schutzbauwerke des Zweiten Weltkrieges ein geschätz- 
tes Auftragsvolumen in der Größenordnung von 800 Millionen DM bis 
1 000 Millionen DM darstellen. 


18. Abgeordneter Ist aus dem Kabinettsbeschluß der Bimdesregie- 

Egert rung zum Ausgleich von durch das Reaktorun- 

(SPD) glück in Tschernobyl hervor gerufenen Erlösein- 

bußen in der Landwirtschaft zu schheßen, daß 
die Bimdesrepublik Deutschland allgemein für 
im Ausland verursachte, jedoch im Inland eintre- 
tende Schadensfolgen bei Kernreaktor- und ähn- 
lichen Großunfällen haftet, und in welcher Weise 
können auch andere Geschädigte - Einzelhänd- 
ler, Klein- und Gemüsegärtner, andere Bürger - 
die ihnen durch das Kemkraftunglück in der 
UdSSR entstandenen materiellen Schäden gel- 
tend machen und auch den Schadensersatz reali- 
sieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 3. Juni 1986 


Die mit Kabinettsbeschluß vom 21. Mai 1986 gebilligte Ausgleichsricht- 
linie des Bundesministers des Innern beschreibt die im Rahmen des § 38 
Abs. 2 des Atomgesetzes ausgleichsfähigen Tatbestände nach dem Unfall 
im Kernkraftwerk Tschernobyl. Unter bestimmten, im Gesetz festgeleg- 
ten Voraussetzungen hat der Bund einen Ausgleich für Schäden zu 
gewähren, die auf Grund eines ausländischen nuklearen Ereignisses in 
der Bundesrepublik Deutschland entstanden sind. Hierzu zählen auch 
Einbußen, die im Ergebnis auf Empfehlungen des Bundes, insbesondere 
der Strahlenschutzkommission, zur Gesundheitsvorsorge zurückgehen. 
Ausgleichsfähig nach § 38 Abs. 2 Atomgesetz sind u. a. Schäden am 
Eigentum, sonstigen dingtichen Rechten und Schäden infolge von unmit- 
telbaren und betriebsbezogenen Eingriffen am eingerichteten und ausge- 
übten Gewerbebetrieb. Für die Erzeuger von Müch und Blattgemüse, die 
Schäden an den genannten Rechtsgütem erhtten haben, sieht die Aus- 
gleichsrichtiinie darüber hinaus einen pauschaherten Schadensausgleich 
vor. Für die übrigen Geschädigten, deren Schaden von § 38 Abs. 2 Atom- 
gesetz erfaßt wird, wird ein Ausgleich gewährt, wenn sie den Schaden 
— wie auch sonst üblich — individuell nachweisen. 


19. Abgeordneter 

Kißlinger 

(SPD) 


Welche Informationen hat die Bundesregienmg 
über die aktuelle und langfristige Kontamination 
(in rem) von Landarbeitern imd vergleichbaren 
Personengruppen durch inkorporierte strahlen- 
de Substanzen aus dem Umgang mit radioaktiv 
belasteten Böden (vor allem eingeatmete Stäu- 
be) sowie aus unkontroUierten Nahrungsmitteln 
(vor allem Deputate), und welche Empfehlungen 
kann sie der angesprochenen Personengruppe 
hinsichtlich Verhalten eim Arbeitsplatz und Er- 
nährungsverhalten geben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 5. Juni 1986 

Die Strahlenschutzkommission (SSK) hat in ihrer Stellungnahme vom 15./ 
16. Mai 1986 auch die zu erwartenden Dosen für Landarbeiter abge- 
schätzt. Sie kommt hierbei zu dem Ergebnis, daß durch die Strahlenexpo- 
sition durch äußere Bestrahlung und durch Inkooperation von Staub zu 
einer effektiven Dosis von maximal 10 mrem pro Jahr führen kann. 
Hinsichtlich der Dosis durch kontaminierte Nahrungsmittel güt für 1986 
die Abschätzung der SSK für die Bevölkerung generell von 70 mrem. Für 
die folgenden Jahre ist durch die Nahrungsaufnahme mit effektiver 
Jahresdosis von einigen mrem zu rechnen. Die derzeit gemessenen Kon- 
taminationswerte liegen so niedrig, daß besondere Verhaltensmaßnah- 
men am Arbeitsplatz und besonderes Emährungsverhalten für Landar- 
beiter nicht notwendig sind. 


20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, aus Anlaß der 

Süegler Tschemobyl-Katatstrophe ein langfristiges For- 

(SPD) schimgsprogramm zu starten, das die aktuellen 

Auswirkimgen festhält und die langfristigen 
Auswirkungen dieses atomaren GAU (z. B. ge- 
sundheitliche Auswirkungen) untersucht, und 
bis wann kann mit der Vergabe entsprechender 
Forschungsaufträge gerechnet werden? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 5. Juni 1986 

Die Bundesregierung wird die Auswirkungen des Reaktonmfalis von 
Tschernobyl in der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen ihres Strah- 
lenschutzforschungsprogramms untersuchen. Aufträge zur Erfassimg 
und Auswertung von Meßwerten sind bereits im Rahmen laufender 
Vorhaben erteilt worden. Für eine Erweiterung des Forschungspro- 
gramms wird die Verfügbarkeit zusätzlicher Mittel geprüft. 


21. Abgeordneter 

Süegler 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung auf der Grundlage 
der Erfahrungen mit dem „Meßchaos" in der 
Bundesrepublik Deutschland nach der Tscher- 
nobyl-Katastrophe ein bimdesweites repräsen- 
tatives und einheitliches Strahlenmeßsystem 
aufbauen und auch versuchen, ein europaweit 
einheitliches System der Erfassimg ionisierender 
Strahlen zu schaffen? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 5. Juni 1986 

Die Bundesregierung wird die Erfahrungen mit dem Unfall in Tscherno- 
byl auch im Hinblick auf das Meßwesen auswerten und eine Verbesse- 
rung der Koordination nüt den Meßstellen der Bundesländer anstreben, 
damit die Ergebnisse aller Meßprogramme in gleicher Weise wie die des 
Deutschen Wetterdienstes sofort und allgemein zugänglich zur Verfü- 
gung stehen. Dies gilt auch für Absprachen innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft und mit den Nachbarstaaten. Die Bundesregierung wird 
dabei auch prüfen, inwieweit gesetzliche Regelungen erforderlich sind. 


22. Abgeordneter 

Süegler 

(SPD) 


Treffen Pressehinweise (z. B. Natur 6/86, S. 21) 
zu, wonach die Bundesregierung bei der Novel- 
lierung der Strahlenschutzverordnung die Jah- 
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resaufnahmegrenzwerte für „WAA-Nuklide" 
(Tritium, radioaktiver Kohlenstoff 14, Stron- 
tium 90) gegenüber den bisherigen Aufnahme - 
grenzwerten und ICRP-Empfehlungen erhöhen 
will, und wie begründet die Bundesregierung 
vor dem Hintergrund der Tschernobyl-Kata- 
strophe diese Reduzierung der Sicherheits- 
vorkehrungen? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 5. Juni 1986 

Die Bundesregienmg hat in den Entwurf der Strahlenschutzverordnung 
das Konzept der Effektiven Dosis nach den EG-Gnmdnormen übernom- 
men. Dabei wird jedoch an den organspezifischen Dosisgrenzwerten in 
der bisherigen Höhe festgehalten. Soweit sich Änderungen der Grenz- 
werte der Jahresaktivitätszufuhr (Erhöhungen oder Erniedrigungen) 
ergeben, sind diese auf Ändenmgen der Berechmmgsgrundlagen (dosi- 
metrische und metabolische Daten) nach dem Modell der Internationalen 
Strahlenschutzkommission (ICRP) zurückzuführen, das insoweit als 
Ganzes übernommen werden soll. Durch die Einführung der Effektiven 
Dosis wird — wegen der Berücksichtigung aller Teükörper- und Organ- 
dosen — der Strahlenschutz auf jeden Fall verbessert. 


23. Abgeordneter 

Dr. Ehmke 
(Bonn) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 5. Juni 1986 

Bei den beiden in der Bonner Rundschau am 27. Mai 1986 angesproche- 
nen Vorkommnissen im Kernkraftwerk Mülheim-Kärlich handelt es sich 
um Störungen im nichtnuklearen Bereich der Anlage. 

Am 23, Mai 1986 fiel eine von zwei in Betrieb befindlichen Speisewasser- 
pumpen aus (Sekundärseite des Druckwasserreaktors). Die Umschaltung 
auf eine Reservepumpe erfolgte nicht schnell genug, so daß über die 
Grenzwertanregung „Verhältnis Neutronenfliiß zu Speisewasserdurch- 
satz zu hoch" der Reaktor abgeschaltet wurde. Die Ursache der Störung 
wurde noch am gleichen Tage aufgeklärt, entsprechende geeignete Maß- 
nahmen ergriffen und die Anlage wieder hochgefahren. 

Die zweite Stönmg morgens am 25. Mai 1986 ist auf einen Regelfehler in 
der Hochdruckvorwärmerstrecke im Bereich der Turbine zurückzufüh- 
ren. Die Stönmg löste den Turbinenschnellschluß aus, der Reaktor würde 
dann von Hand abgeschaltet. 

Vermutlich wird die Untersuchung in der ersten Juni- Woche noch abge- 
schlossen werden können. Nachdem geeignete Maßnahmen zur Verhin- 
derung der Störung ergriffen wurden, kann die Anlage wieder in Betrieb 
genommen werden. Dies würde dann zu einer Unterbrechung der Inbe- 
triebnahme des Kernkraftwerkes um etwa eine Woche führen. 

Die Notwendigkeit einer erneuten sicherheitstechnischen Überprüfung 
des Kernkraftwerkes ist aus den beiden Vorkommnissen nicht abzuleiten. 
Die Reaktorsicherheitskommission hat auf ihrer Sitzimg am 14. Mai 1986 
keine sicherheitstechnischen Bedenken gegen die Inbetriebnahme des 
Kernkraftwerkes Mülheim-Kärhch geäußert. 


Haben die in der Bonner Rimdschau vom 27. Mai 
1986 gemeldeten Störfälle bei der Inbetriebnah- 
mephase des Atomkraftwerks Mülheim-Kärlich 
dazu geführt, daß sich die Inbetriebnahme des 
Atomkraftwerks verzögert, imd die Genehmi- 
gungsbehörden dazu veranlaßt, eine nochmahge 
Sicherheitsüberprüfung anzuordnen? 
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24. Abgeordneter 

Verheugen 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 5. Juni 1986 

Die der Bundesregierung vorliegenden statistischen Angaben einiger 
Krankenkassen aus Nordostbayem über die Inzidenz von Atemwegser- 
krankungen sind unvollständig und lassen keine eindeutigen Schlüsse 
über den Zusammenhang der Erkrankungshäufigkeit mit der Luftqualität 
zu. Zwar scheint auf Grund der vorliegenden Daten insgesamt eine 
ansteigende Tendenz der Erkrankungen vorzuliegen, eine Paralletität 
mit der Höhe der Luftverunreinigung ist aber nicht erkennbar. Insbeson- 
dere fällt z. B. die Smogepisode im Frühjahr 1985 nicht durch besonders 
hohe Zahlen von Erkrankungen auf. 

Unabhängig davon wird von der Bundesregierung und von den Landes- 
regierungen die Erforschimg der Zusammenhänge zwischen Schadstoff- 
belastungen der Luft und der Erkrankung der Atmungsorgane vorange- 
trieben. Wegen der Komplexität der Zusammenhänge (viele unterschied- 
lich wirkende Einflußfaktoren) sind jedoch eindeutige Ergebnisse nicht 
innerhalb kurzer Zeit zu erwarten. Aus Vorsorgegründen gibt daher die 
Bundesregierung der Bekämpfung der Luftverunreinigungen an der 
Quelle — Großfeuerungsanlagen-Verordnung, TA Luft, schadstoffarmes 
Auto - absoluten Vorrang. 

Daneben verhandelt die Bundesregierung mit der DDR und der CSSR mit 
dem Ziel, daß auch dort die grenzüberschreitenden Emissionen vermin- 
dert werden. Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang, daß auch die 
DDR und CSSR sich bereits im Rahmen der ECE-Konvention verpflichtet 
haben, ihre Emissionen an Schwefeldioxid um 30 v. H. zu verringern. 


Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung 
aus den Mitteüungen der AOK Bayreuth, der 
AOK Hof und der AOK Wunsiedel gezogen, wo- 
nach sich die Zahl der durch die hohe Schad- 
stoffbelastung der Luft bedingten Erkrankungen 
der Atmungsorgane in Nordostbayem seit 1984 
verdoppelt hat? 


25. Abgeordneter Kann die Bxindesregierung mitteüen, ob die im 

Stockhausen Bxmdeshaushalt ausgewiesenen Mittel für Denk- 

( CDU/CSU) malschutz für die aus den Ländern eingegange- 

nen Anträge ausreichen? 

Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 6. Juni 1986 

Mit den im Bundeshaushalt 1986 bei Kapitel 06 02, Titel 893 21 ausgewie- 
senen Mittel in Höhe von 7,1 Millionen DM für die Erhaltung und den 
Wiederaufbau von Baudenkmälern mit besonderer nationaler kultureller 
Bedeutung kann nicht allen aus den Ländern eingehenden Fördemngs- 
anträgen entsprochen werden. 

Von dem genannten Haushaltsansatz ist als Starthüfe für die am 
17. Aprü 1985 unter der Schirmherrschaft des Herrn Bundespräsidenten 
gegründete private „Deutsche Stiftung Denkmalschutz" ein einmaliger 
Zuschuß von 250 000 DM vorgesehen. Mit dieser Stiftung werden Bund, 
Länder und Gemeinden künftig auch von privater Seite Unterstützung 
bei ihrem Bemühen erhalten, das wertvolle bauliche Erbe zu bewahren. 

Dem nach Abzug dieser Starthüfe verbleibenden Verfügungsrahmen von 
6 850 000 DM stand für insgesamt 94 fördemngsbedürftige und zuwen- 
dungsreife Vorhaben ein Antragsvolumen von 12,1 Millionen DM gegen- 
über, davon 8,1 Millionen DM für 67 bereits in der Förderung befindliche 
Vorhaben und 4 Millionen DM für 27 Neuvorhaben. 
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Angesichts dieser Sachlage mußten praktisch bei allen Projekten zum 
Teil erhebliche finanzielle Abstriche vorgenommen werden. Bei den 
bereits in der Fördenmg befindlichen Vorhaben konnten lediglich die 
Zuschüsse bis zur Höhe des Vorjahres zugestanden und von den Neuvor- 
haben überhaupt nur neun im Denkmalschutzprogramm 1986 berück- 
sichtigt werden. 

26, Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 

Stockhausen die Mittel für Denkmalschutz im Bimdeshaushalt 

(CDU/CSU) zu erhöhen? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 6. Juni 1986 


Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren die Mittel für die 
Förderung von Baudenkmälern mit besonderer nationaler kultureller 
Bedeutung kontinuierlich erhöht und zwar 

1981 um rund 27 v. H. auf 3,5 Millionen DM 

1982 um rund 28 v. H. auf 4,5 Millionen DM 

1983 lun nind 11 v. H. auf 5,0 Millionen DM 

1984 um rund 10 v. H. auf 5,5 Millionen DM 

1985 um nind 18 v. H. auf 6,5 Millionen DM 

1986 um lund 10 v, H. auf 7,1 Millionen DM 


Auch der Regienmgsentwurf für den Bimdeshaushalt 1987 imd die mit- 
telfristige Finanzplanung bis 1990 sieht Steigenmgsraten zwischen 
10 V. H. und 12 V. H. vor. Damit sind die Mittel für den Denkmalschutz 
gegenüber den jeweiligen Gesamthaushalten überdurchschnittlich ge- 
stiegen. 


27. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bxmdesregie- 
lung aus der Kemkraftwerkskatastrophe in 
Tschernobyl, um den Katastrophenschutz in der 
Bxmdesrepublik Deutschland so zu verbessern, 
daß er in personeller Hinsicht (Aufstockxmg des 
Ausbüdungs- und Führungspersonals bei den 
Katastrophenschutzschulen, der vermehrten An- 
werbimg von freiwilligen Helfern, kurz: der Ver- 
bessenmg der Personalstruktur insgesamt) wie 
auch in materieller Hinsicht (Erweiterung der 
technischen Ausbüdimgskapazitäten, Ersatz xmd 
danüt Anpassimg an die modernen Erfordernisse 
des teüweise überholimgsbedürftigen Geräte- 
imd Fuhrparks des Katastrophenschutzes, Ver- 
bessenmg der Versorgimg der deutschen Zivü- 
bevölkerung mit Katastrophenschutzeinrichtun- 
gen, Optimierung der Kommunikationstechni- 
ken, um bei Gefahr im Verzug die Bevölkerung 
rechtzeitig zu warnen), damit für die deutsche 
Bevölkerung auch angesichts der Kemkraft- 
katastrophe von Tschernobyl ein Höchstmaß 
an Sicherheit gewährleistet ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 6. Juni 1986 

Mit dem Reaktonmglück in Tschernobyl hat zum ersten Mal ein ausländi- 
scher Nuklearunfall radioaktive Auswirkimgen auf die Bundesrepublik 
Deutschland zur Folge gehabt, die jedoch lücht das Ausmaß einer Kata- 
strophe erreichten. Auch wenn im grenznahen Bereich ABC-Einheiten 
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des Katastrophenschutzes zur Dekontaminierung von Fahrzeugen einge- 
setzt wurden, fand eine allgemeine Aktivierung des Katastrophenschut- 
zes nicht statt. 

Die Bundesre0erung stimmt mit den Ländern darin überein, daß die auf 
deutscher Seite gewonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen aus dem 
Reaktonmglück in der UdSSR sorgfältig ausgewertet werden müssen. Es 
sind eine Reihe von Sach- und Verfahrensfragen zu überprüfen, zu denen 
auch die personelle Stärke und die materielle Ausstattung des Katastro- 
phenschutzes gehören. Der Bundesminister des Innern hat zu diesem 
Zweck eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe eingesetzt, die die Aufgabe hat, eine 
Bestandsaufnahme der in diesem Zusammenhang auf getretenen Fragen 
durchzuführen und Lösiuigsmöglichkeiten aufzuzeigen. Es ist vorgese- 
hen, daß die Arbeitsgruppe ihren Auftrag bis Ende Juh 1986 erledigt. 
Anschließend sollen die Arbeitsergebnisse zur Diskussion gestellt und in 
enger Abstimmung mit den zuständigen Länderbehörden umgesetzt 
werden. 

28. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 

Hiller nmg vor über die Deponienmg von radioaktiv 

(Lübeck) verseuchtem Klärschlamm, der aus der Bundes- 

(SPD) republik Deutschland zur Mülldeponie Schön- 

berg/DDR verbracht wurde, imd welche Jod- 
und Cäsium-Werte hält die Bundesregierung 
insbesondere für die Lübecker Bevölkenmg für 
imbedenkhch? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 5. Juni 1986 

Das Abfallbeseitigungsgesetz wird von den Ländern vollzogen. 

Soweit Klärschlämme aus der Bundesrepublik Deutschland zur Deponie 
Schönberg (DDR) verbracht werden, stammen diese fast ausschließlich 
aus Hamburg. Einzelheiten zur Verbringimg derartiger Klärschlamme 
waren kurzfristig von den zuständigen Hamburger Stellen nicht in Erfah- 
nmg zu bringen. 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung sind die Aktivitätswerte in 
Klärschlämmen nach dem Unfall des Kernkraftwerkes in der Sowjetunion 
zwar angestiegen, jedoch nicht besorgniserregend. Bimd imd Länder 
kamen deshalb in der Fachausschußsitzung „Strahlenschutz" des Bund- 
Länder- Ausschusses für Atomkemenergie am 3. Juni 1986 übereinstim- 
mend zu der Auffassung, daß Klärschlämme keiner besonderen Behand- 
limg bedürfen. 

Die Ablagenmg derartiger Klärschlämme in Schönberg kann sonüt auch 
für die Lübecker Bevölkerung als imbedenkhch angesehen werden. 


29. Abgeordneter 

HUler 

(Lübeck) 

(SPD) 


Sollen diese radioaktiv verseuchten Klärschläm- 
me auf der Mülldeponie Schönberg/DDR endge- 
lagert werden, und wenn nein, hat die Bundesre- 
gierung mit der DDR Gespräche geführt, für wel- 
chen Zeitraum und in welchem Umfang die ra- 
dioaktiv verseuchten Klärschlämme auf der De- 
ponie Schönberg/DDR gelagert werden sollen? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 5. Juni 1986 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Antwort beantworte ich Ihre 
Frage nüt „Ja". 
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Weiche Folgerungen zieht die Bundesregierung 
aus der Höhe des Prozentsatzes öffentlicher Mit- 
tel in der Haushaltsfinanzierung der Partei DIE 
GRÜNEN, und sind nach Auffassung der Bun- 
desregierung bei dieser Art der Finanzierung die 
vom Bundesverfassungsgericht entwickelten 
Grundsätze der Verfassungsmäßigkeit gewahrt? 

Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 9. Juni 1986 

Nach § 18 Abs. 6 des Parteiengesetzes (PartG) in der Fassung der 
Bekanntmachimg vom 15. Februar 1984 (BGBL I S. 242) dürfen Wahl- 
kampfkostenerstattimgen gegenüber den Gesamteinnahmen einer Partei 
nach § 24 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 und 8 PartG nicht überwiegen. In dieser 
Vorschrift hat der vom Bundesverfassungsgericht postulierte Grundsatz 
der Staatsfreiheit der Parteien seinen Niederschlag gefunden, wonach 
eine „völlige oder auch nur überwiegende Deckung des Finanzbedarfs 
aus öffentlichen Mitteln" mit der Funktion und Stellung der Parteien 
imvereinbar wäre (BVerfGE Bd. 20, S. 56 [102]; 52, 63 [85]). 

Nach dem Rechenschaftsbericht 1984 der GRÜNEN enthielten deren 
Gesamteinnahmen in Höhe von 43 322320,17 DM zwar Einnahmen aus 
der Wahlkampfkostenerstattung in Höhe von 24183701,65 DM 
(Bekanntmachung von Rechenschaftsberichten 1984 der politischen Par- 
teien, Drucksache 10/4104 [neu] vom 28. Oktober 1985), also eine 
„Staatsquote" von 55,8 v. H. Als Vergleichszeitraum, innerhalb dem 
Wahlkampfkostenerstattungen 50 v. H. der Gesamteinnahmen nicht 
übersteigen dürfen, hat das Gesetz jedoch einen Vierjahreszeitraum 
festgelegt, und zwar jeweüs das zweite Kalenderjahr nach der Erstattung 
der Kosten eines Bundestagswahlkampfes und die diesem Jahr vorange- 
gangenen drei Kalenderjahre (§ 18 Abs. 6 PartG). 

Die Neufassung des Parteiengesetzes ist erst seit dem 1. Januar 1984 in 
Kraft. Eine spezielle Rückwirkung für § 18 Abs. 6 sieht das Gesetz nicht 
vor. Die Bundestagswahl 1987 ist sonüt erster Bezugszeitpunkt für die 
Anwendung dieser Vorschrift. Folgerungen sind danach erst möglich, 
wenn die Rechenschaftsberichte für das Berichtsjahr 1989 vorliegen, also 
frühestens Ende 1990 (siehe Bericht des Präsidenten des Deutschen 
Bundestages nach § 23 Abs. 5 PartG, Drucksache 10/5091 vom 
26. Februar 1986, IV, Seiten 4/5). Zuständige (nüttelverwaltende) Stelle 
für die Erstattimg von Wahlkampfkosten für Bundestagswahlen ist der 
Präsident des Deutschen Bundestages (§ 19 in Verbindung nüt §21 
Abs. 2 PartG). 

31. Abgeordneter 
Dr. Kühler 
(SPD) 


Welches sind die konkreten Ziele der geplanten 
internationalen Konferenz zur Sicherheit der 
Kemenergietechnik, und wie will die Bundesre- 
gierung sicherstellen, daß die Kernkraftwerke in 
den anderen Staaten künftig innerhalb einer an- 
gemessenen Frist zumindest dem deutschen Si- 
cherheitsstandard entsprechen, von dem die 
Bimdesregierung behauptet, er verwirkliche ein 
Höchstmaß an Sicherheit? 


30. Abgeordneter 
Dr. Friedmann 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 5. Juni 1986 

Der Bundeskanzler hat in einem Brief an die Regierungschefs der Länder, 
die Kernkraftwerke betreiben oder bauen, angeregt, daß hochrangige 
Regienmgsmitglieder - unter Einbeziehung internationaler Gremien - 
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in einer gemeinsamen Konferenz beraten, wie der Schutz der Völkerge- 
meinschaft bei der friedlichen Nutzung der Kernenergie weiter verbes- 
sert werden kann. 

Diese Anregimg hat der auf Antrag der Bundesrepublik Deutschland zu 
einer Sondersitzung am 21, Mai 1986 einberuf ene Gouvemeursrat der 
Internationalen Atomenergie -Organisation (lAEO) auf gegriffen und den 
Generaldirektor der lAEO beauftragt, zu der am 10. Juni 1986 beginnen- 
den regulären Sitzimg des Gouverneursrates detaillierte Vorschläge für 
eine solche Konferenz vorzulegen. Die Entscheidimg über diese Vor- 
schläge wird beim Gouverneursrat hegen. 

Die Konferenz wird Gelegenheit zu einer umfassenden internationalen 
Debatte zur nuklearen Sicherheit geben. Inhalthch wird es sich vor aUem 
darum handeln, die Ausarbeitung von zwei internationalen Übereinkom- 
men zur sofortigen und umfassenden Unterrichtung bei Unfällen in kern- 
te chnischen Anlagen mit möghcherweise grenzüberschreitender Wir- 
kimg und zur Koordination von Hüfeleistungen bei derartigen UnfäUen 
voranzutreiben. Darüber hinaus wird zu klären sein, wie durch internatio- 
nale Zusammenarbeit ein Höchstmaß an kemtechnischer Sicherheit welt- 
weit erreicht werden kann. Die Konferenz wird dabei auf den Vorarbeiten 
der lAEO, insbesondere auf den Empfehlungen zur nuklearen Sicherheit 
(Nuclear-Safety- Standards-Programm) aufbauen können. 

Die Bimdesregierung strebt an, durch einen verstärkten internationalen 
Informationsaustausch über die sicherheitstechnischen Vorkehrungen 
und Betriebserfahnmgen die Sicherheitspraktiken weltweit einem sol- 
chen Niveau anzugleichen, das von der gesamten Völkergemeinschaft 
akzeptiert werden kann. 

Die Bundesregierung erwartet, daß in der internationalen Konferenz 
richtungsweisende potitische Beschlüsse zu diesen Themenkreisen als 
Vorgaben für die dann notwendige Detailarbeit der Experten gefaßt 
werden. 


Hat die Bvmdesregienmg die negativen Auswir- 
kimgen der Neufassung des § 14 Abs. 1 Satz 1 
BeamtVG durch das Fünfte Gesetz zur Ände- 
nmg dienstrechtlicher Vorschriften (für alle For- 
men von Teilzeit oder vemünderter Dienstzeit 
wurde ein Versorgungsabschlag eingeführt), be- 
absichtigt, durch die vor allem teilzeitbeschäftig- 
te Lehrerinnen imd andere Gruppen von berufs- 
tätigen Frauen im öffentlichen Dienst, die sich 
nach der Geburt eines Kindes beurlauben lassen, 
besonders belastet werden? 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 9. Juni 1986 

Die mit dem Fünften Gesetz zur Ändenmg dienstrechtlicher Vorschriften 
vom 25. Juh 1984 auf Anregung des Bundesrates getroffene Regelung 
eines Versorgungsabschlages, die im Innenausschuß des Deutschen Bun- 
destages ohne Gegenstimmen (vgl. Beschlußempfehlimg und Bericht 
des Innenausschusses vom 15. Juni 1984 - Drucksache 10/1619) 
beschlossen worden ist, differenziert nicht mehr wie die bisher geltenden 
Regelungen nach dem Grund für die Freistellimg. Maßgebend hierfür 
war —neben der Absicht, einer unterschiedhchen Akzeptanz der ver- 
schiedenen Urlaubs- imd Teüzeitbeschäftigungsmöghchkeiten entge- 
genzuwirken - vor allem das Ziel, eine Kostenbegrenzung zu erreichen. 

Eine Lösung, die gesamten durch Freistellimgen entstehenden Kosten 
nur von den aus arbeitsmarktpotitischen Gründen Freigestellten mittra- 
gen zu lassen, hätte zu einer einseitigen Belastung ledighch einer Perso- 


32. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler-Gmelin 

(SPD) 
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nengruppe geführt. Die Neuregelung stellt einen gangbaren Mittelweg 
zwischen einem famüien- und arbeitsmarktpohtisch erwünschten Anreiz 
zur Teüzeitbeschäftigung oder Beurlaubimg und der unabwendbar not- 
wendigen Kostenbegrenzung dar. 

Die Nexiregelung entspricht auch den Grundsätzen des Versorgimgs- 
rechts. Denn sie trägt dem Umstand Rechnung, daß die beamtenrechtli- 
chen Versorgimgsregelimgen darauf abstellen, daß der Beamte während 
des ganzen Berufslebens voll Dienst leistet. Ein Versorgungsabschlag, 
der den Umfang der Freistellung vom Dienst berücksichtigt, ist deshalb 
im geltenden beamtenversorgungsrechtlichen Regelungssystem be- 
gründet. 


33, Abgeordnete 

Frau 

Dr. Däubler-Gmelin 
(SPD) 


Warum ist die Bundesregierung der Ansicht, daß 
in den Fällen, in denen Frauen aus Gründen der 
Kindererziehung Teüzeitarbeit leisten oder in 
denen Frauen nach der Geburt eines Kindes sich 
für einige Zeit beurlauben lassen, die im Gesetz 
vorgesehenen Ausnahmen „ Beurlaubungen, die 
off entheben Belangen dienen" keine Anwen- 
dimg finden imd somit ein Versorgimgsabschlag 
erfolgt? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 9. Juni 1986 


Kindererziehxing gehört in erster Linie zum privaten, persönlichen 
Bereich. Auch bei voller Würdigung des allgemein fanüüenpohtischen 
Interesses an der elterhchen Betreuung von Kindern ist es nicht möghch, 
sie nüt den „öffenthehen Belangen" im Sinne der Ausnahmeregelung des 
§ 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 BeamtVG gleichzusetzen. 


34. Abgeordnete 
Frau 
Wagner 
(DIE GRÜNEN) 


Trifft die Meldung in der „Berhner Morgenpost" 
vom 1. Juni 1986 zu, wonach das Bundesnüni- 
sterium des Innern dem CDU-Abgeordneten 
Fischer (Hamburg) eine Reise zur FußbaU- 
Weltmeisterschaft in Mexiko finanziert? 


Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 10. Juni 1986 

Der Meldxmg der „Berhner Morgenpost" vom 1. Juni 1986 ist nicht zu 
entnehmen, daß das Bundesministerium des Innern dem CDU-Abgeord- 
neten Fischer (Hambxirg) eine Reise zur Fußball- Weltmeisterschaft in 
Mexiko finanziert; dies trifft im übrigen auch nicht zu. 

35. Abgeordnete Wenn ja, aus welchen Mitteln finanziert das 

Frau Bimdesministerium des Innern eine derartige 

Wagner Reise? 

(DIE GRÜNEN) 

Antwort des Staatssekretärs Kroppenstedt 
vom 10. Juni 1986 

EntfäUt. 

36. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung die Funktion 

Seehofer öffentheher und privater Schutzräume, und wel- 

(CDU/CSU) che Förderung wird dafür zur Verfügung ge- 

steht? 
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Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 10. Juni 1986 

Die Bundesregierung sieht in den öffentlichen und privaten Schutzräu- 
men eine wirksame Schutzmöglichkeit gegen die vielfältigen Gefahren, 
die den Bürger bei Katastrophen und schweren Unglücksfällen bis hin 
zur schwersten aller denkbaren Katastrophen, dem Krieg, bedrohen 
können. 

Schutzraumbau resultiert aus der Einsicht „Schutz geht vor Rettung". 
Schutzräume können daher nicht ersetzt werden durch noch so aufwen- 
dige Rettungsmaßnahmen, die ihre Wirkung erst entfalten, wenn der 
Schutz versagt hat. 

Für die Errichtung von öffentlichen Schutzräumen als Mehrzweckbauten, 
das sind Großschutzräume, die im Zusammenhang mit Tiefgaragen und 
unterirdischen Bahnanlagen gebaut werden, gewährt der Bund - je nach 
Schutzraumgröße und lüftungstechnischen Anforderungen des jeweili- 
gen Schutzbauwerks - pauschalierte Zuschüsse, die pro Schutzplatz zwi- 
schen 1 000 DM und ca. 1 400 DM betragen. 

Entsprechend werden Schutzräume in Schulen gefördert. 

Ebenfalls gibt es staatliche Hüfen für den Bau von Hausschutzräumen in 
Wohngebäuden. Der staatliche Zuschuß beläuft sich hier - je nach Größe 
des Schutzraums - auf 4 000 DM für einen Sieben-Personen- Schutzraum 
und reicht bis zu 16 800 DM für einen 50-Personen-Schutzraum. Darüber 
hinaus können die Bauherren von Hausschutzräumen die durch den 
Zuschuß nicht gedeckten Schutzbaukosten im Rahmen von Höchstbeträ- 
gen, die durch Rechtsverordnung festgelegt sind, in einem Zeitraum von 
bis zu elf Jahren steuerlich absetzen. 

1986 wird der Bund den Schutzraumbau erstmals in einem Jahr mit mehr 
als 100 Millionen DM fördern, was gegenüber 1982 nahezu eine Verdop- 
pelung der staatlichen Investitionsmittel für den Schutzraumbau be- 
deutet. 

37. Abgeordneter Wieviel Schutzraumplätze gibt es bei uns, und 

Seehofer ist es im Hinblick auf das Reaktorunglück in 

(CDU/CSU) Tschernobyl zweckmäßig oder notwendig, den 

Schutzraumbau nachhaltiger zu betreiben als 
in der Vergangenheit, weü Schutzräume auch 
in Friedenszeiten erforderlich sein könnten? 

Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 10. Juni 1986 

Bundesweit gibt es gegenwärtig rund 2 Millionen Schutzplätze, die den 
zivilschutztechnischen Anforderungen des sogenannten Grundschutzes 
entsprechen, d. h. Schutz bieten gegen herabfallende Trümmer, Brand- 
einwirkungen, radioaktive Niederschläge und gegen giftige chemische 
Substanzen. Dies bedeutet, daß für nur etwa 3,3 v. H. der Bevölkerung 
Schutzräume zur Verfügung stehen. 

Mit Rücksicht auf diese unzureichende allgemeine Versorgungslage der 
Bevölkenmg mit Schutzräumen hält die Bundesregierung eine weitere 
Verstärkung des Schutzraumbaues für notwendig. Schutzräume könnten 
wegen der Vielfalt ihrer Schutzwirkungen auch bei Katastrophen in 
Friedenszeiten von hohem Nutzwert und — bei entsprechend großen 
Schadensereignissen — auch erforderlich sein. 

38. Abgeordneter Wird die Bundesregierung ein Konzept für den 

Seehofer forcierten Schutzraumbau entwickeln oder rei- 

(CDU/CSU) chen die bisherigen finanziellen, technischen 

und organisatorischen Grundlagen aus? 
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Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 10. Juni 1986 

Nach der in der Bundesrepublik Deutschland bestehenden Rechtslage 
erfolgt Schutzraumbau gegenwärtig ausschließhch auf freiwilliger 
Grundlage. Die im Schutzbaugesetz von 1965 vorgesehene allgemeine 
Schutzbaupflicht ist weiterhin suspendiert. 

Auf diesem Hintergrund müssen sich konzeptionelle Überlegungen der 
Bundesregierung zur Verstärkung des Schutzraumbaues auf staatiiche 
Hilfen imd Appelle an die Bürger, zum eigenen Schutz auch einen 
wirksamen Eigenbeitrag durch Selbsthüfe zu leisten, beschränken. 

Die vorhandenen technischen und organisatorischen Grundlagen reichen 
auch für einen stärkeren Anstieg der Schutzbauaktivitäten aus. Den 
dabei steigenden finanziellen Anforderungen müßte durch zeitgerechte 
flankierende Maßnahmen im Bundeshaushalt Rechnung getragen 
werden. 

Die Bundesregienmg ist jedoch der Auffassung, daß ein schneller Abbau 
des bestehenden Schutzplatzmangels auch mittel- und langfristig nur 
durch Einfühnmg einer gesetzlichen Schutzbaupflicht zu erreichen sein 
dürfte. 

39. Abgeordneter Bestehen für die Benutzung von Schutzräumen ~ 

Seehofer auch bei Katastrophen in Friedenszeiten - Kon- 

(CDU/CSU) zepte über Alarnüerung, Versorgung, Zugangs- 

berechtigung und dergleichen? 

Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 10. Juni 1986 

Die vorhandenen Schutzräume sind darauf eingerichtet, daß sie in ver- 
hältnismäßig kurzer Zeit in Betrieb genommen werden können. Sie sind 
deshalb gut geeignet, der Bevölkerung nicht nur wirksamen, sondern 
auch raschen Schutz zu bieten. 

Die bewährten Instrumentarien des Warndienstes - Sirenenalarm und 
Rundfunkdurchsagen - stellen eine Alarnüerung der Bevölkerung bei 
allen Großschadensereignissen, also auch bei Katastrophen im Frieden - 
sicher. 

Ebenso ist die Versorgung der Schutzräume innerhalb kurzer Zeit durch 
entsprechende Planungen sichergestellt. 

Belegungspläne mit einer festgelegten Zugangsberechtigung für die 
bestehenden Schutzräume sind nicht vorhanden. In einem Schutzfall 
stehen die öffentlichen Schutzräume der gesamten Öffentlichkeit, also 
jedermann zur Verfügung. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


40. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregienmg in derartigen 

Egert Unglücksfällen die völkerrechtliche und die in- 

(SPD) nerstaatliche Rechtslage? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 3. Juni 1986 

Hinsichtlich der völkerrechtiichen Rechtslage und deren Handhabxmg im 
vorliegenden Fall ist die Bundesregierung um Abstimmung nüt anderen 
betroffenen Staaten bemüht. 
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Das deutsche Recht - Atomgesetz - sieht bei Schäden durch ein nuklea- 
res Ereignis primär eine Haftung des Betreibers der Kemanlage vor. Auf 
diesen Weg werden die Betroffenen im vorliegenden Fall indes nicht 
verwiesen, weil er mit großen Schwierigkeiten verbunden ist und deshalb 
imzumutbar erscheint. Unter diesen Umständen kommt ein Ausgleichs- 
cinspruch nach § 38 Abs. 2 des Atomgesetzes in Betracht, der dem 
Geschädigten bei Schädigungen durch ein nukleares Ereignis im Aus- 
land grundsätzlich -allerdings summenmäßig begrenzt- gleiche 
Ansprüche einräumt, wie wenn der Schaden in der Bimdesrepublik 
Deutschland entstanden sein würde. 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

stimmen Pressemeldungen, denen zufolge die 
amerikanischen Streitkräfte in der Bimdesrepu- 
blik Deutschland ca. 30000 Stellen deutscher Zi- 
vilbediensteter abbauen wollen, davon allein 650 
im Raum Schweinfurt — Kitzingen? 

Verträgt sich diese Maßnahme mit dem NATO- 
Truppenstatut und wenn nein, was will die Bun- 
desregierung gegebenenfalls tun, um dies zu 
verhindern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 6. Juni 1986 

Die genannten Pressemeldungen treffen nicht zu; sie sind vom US- 
- Hauptquartier in Heidelberg bereits am 25. April 1986 dementiert 
worden. 

Die Bundesregierung ist davon unterrichtet, daß die US- Armee auch 
weiterhin einen Teü ihres Dienstleistungsbedarfs im Wege der Vertrags- 
vergabe an private Unternehmen decken muß. Das gilt insbedondere bei 
der Übernahme neuer Aufgaben. Nach Ansicht des Hauptquartiers in 
Heidelberg werden hierdurch aber die Beschäftigungsverhältnisse der 
bei der US-Armee tätigen zivüen Arbeitnehmer kaum berührt werden. 
Dies güt auch für die Arbeitnehmer im Raum Schweinfurt- Kitzingen. Hier 
könnte es jedoch infolge von Stellenkürzungen zu Umsetzungen 
kommen. 

Nach Artikel 56 Abs. 7 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut 
bestimmen allein die Behörden der Stationierungsstreitkräfte Art und 
Zahl der benötigten örtlichen Arbeitsplätze. Sie entscheiden deshcdb 
auch, ob sie Dienstleistungen durch Vertragsvergabe beschaffen oder mit 
eigenen Arbeitnehmern erbringen wollen. 

Sollten, durch organisatorische Maßnahmen der Stationierungsstreit- 
kräfte Arbeitsplätze gefährdet werden, wird sich die Bundesregierung 
dafür einsetzen, daß Nachteüe für die betroffenen Arbeitnehmer nach 
Möglichkeit vermieden werden. 

43. Abgeordneter Kann die Bundesre0erung mitteüen, wieviel 

Stockhausen Hektar landwirtschaftliche Fläche sich im Besitz 

(CDU/CSU) des Bundes und der Länder befinden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 6. Juni 1986 

Eine zentrale Übersicht über alle landwirtschaftlich genutzten Grund- 
stücke des Bundes, zu denen beispielsweise auch Institutsflächen und 
Randflächen militärischer Übungsflächen gehören, besteht nicht. Bei 


41. Abgeordneter 
Glos 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 

Glos 

(CDU/CSU) 
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Grundstücken, die derzeit für Aufgaben des Bundes nicht benutzt wer- 
den, beläuft sich die landwirtschaftliche Nutzfläche auf insgesamt 
9 182 Hektar. 

Für die Länder können keine Angaben gemacht werden. 


44. Abgeordneter 
Stockhausen 
(CDU/CSU) 


Wieviel Hektar sind davon in Form von geschlos- 
senen Betrieben imd in Form von Einzelparzel- 
len verpachtet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 6. Juni 1986 

Die Gesamtfläche von 9182 Hektar ist verpachtet Es bestehen 
23 Betriebsverpachtungen mit insgesamt 837 Hektar; das übrige Gelände 
ist als Stückland verpachtet. 


45. Abgeordneter 

Dr. Diederich 
(Berlin) 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung Bestrebimgen in Ber- 
lin (West) bekannt, das ursprünglich als Hotel 
gebaute, jedoch seit 1914 von Behörden - derzeit 
der Oberfinanzdirektion- genutzte Gebäude 
Kurfürstendamm 193/194 für eine andere, ent- 
sprechend der reizvollen Lage am Kurfürsten- 
damm „attraktivere" Nutzimg freizumachen, 
und wie steht die Bundesregierung dazu? 


46. Abgeordneter 

Dr. Diederich 
(Berlin) 

(SPD) 


Ist das Land Berlin in dieser Frage bereits an die 
Bundesregierung herangetreten, und welches 
Ergebnis hatten diese Kontakte gegebenenfalls? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 10. Juni 1986 


Der Bundesregierung, liegen bisher keine konkreten Vorschläge über 
eine andere Nutzung des Gebäudes vor. Sie ist aber davon unterrichtet 
worden, daß Interesse an einer anderweitigen Verwendung besteht. 

Die Bundesregierung wäre bereit, die Frage einer Freimachung der 
Liegenschaft zusammen mit dem Land Berlin zu prüfen. Dabei müßte 
berücksichtigt werden, daß eine angemessene andere Unterbringung der 
Oberfinanzdirektion gewährleistet wird und das Ergebnis für den Bund 
wirtschaftlich ist. 


47. Abgeordneter 
Esters 
(SPD) 


Ist der Bimdesregierung bekannt, ob vom Bun- 
desaufsichtsamt für das Kreditwesen und vom 
Bundeskartellamt die Berechnimgsmethode ge- 
billigt wird, nach der Kreditinstitute und Versi- 
cherungen bei Hypothekendarlehen die Zinsen 
überwiegend vom Schuldensaldp am Ende des 
Vorjahres berechnen, ohne daß Tilgungen im 
Laufe des Jahres berücksichtigt werden imd, daß 
damit den Banken und Versicherungen erheb- 
lich höhere Zinsen zufließen und Gewinne ent- 
stehen, als wenn sie die Tilgung beim jeweiligen 
Zahlungseingang im laufenden Jahr für die Be- 
rechnung der Zinsen beachten würden? 


48. Abgeordneter 
Esters 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung diese Berechnungs- 
methode für richtig und rechtmäßig, und stehen 
dem nicht auch kartellrechtliche Bedenken ent- 
gegen? 
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49. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung im Interesse 

Esters der vielen Kreditnehmer zu unternehmen, damit 

(SPD) Tilgungen und Zinsberechnungen zeitgleich 

vorgenommen werden? 

50. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung bei den Ban- 

Esters kenbeteüigungen des Bimdes zu unternehmen, 

(SPD) wenn diese nach der gleichen Berechnungsme- 

thode verfahren wie Privatbanken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 11. Juni 1986 

Die privaten und öffentlich-rechtlichen Realkreditinstitute berechnen 
schon seit langem auf Grund entsprechender vertraglicher Vereinbarun- 
gen die Zinsen jeweils nach dem Stand des Kapitals am Schluß des 
vergangenen Tilgungsjahres. Wieweit diese Berechnungsweise bei ande- 
ren Kreditinstituten oder Versicherungsimtemehmen verbreitet ist, ist 
der Bundesregierung nicht bekannt. Die Berechnungsweise findet sich 
bei den Hypothekenbanken in der Regel in den Darlehensbedingungen, 
die nach § 15 Hypothekenbankgesetz auch in diesem Punkt vom Bundes- 
aufsichtsamt für das Kreditwesen (BAKred) genehmigt worden sind. 
Außerdem findet sich die Berechnungsweise in der Musterdarlehensur- 
kunde des Verbandes privater Hypothekenbanken e. V., die der Verband 
nach § 102 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen angemeldet hat. 

Das BAKred hat imter dem Gesichtspunkt der Bankenaufsicht die fragli- 
che Klausel nicht beanstandet. Das BimdeskarteUamt prüft gegenwärtig 
die kartellrechtliche Zulässigkeit der Klausel. Es hat bislang keinen 
Anlaß gesehen, gegen die Klausel einzuschreiten. 

Im HinbMck auf den Grundsatz der zivilrechtlichen Vertragsfreiheit 
obliegt es allein den Vertragsparteien zu entscheiden, welche Vertrags- 
verpflichtungen sie eingehen woUen. Die Entscheidung, ob diese im 
Einklang mit der geltenden Privatrechtsordnung stehen, ist Sache der 
Zivügerichte. 

Im Vergleich zur taggenauen Verrechnung von Tügungsleistungen führt 
die in Rede stehende Berechnungweise zu einer höheren Zinsbelastung 
für den Kreditnehmer. Diesem Umstand trägt die Preisangabenverord- 
nimg (PAngV) Rechnung. Danach ist bei der vorgeschriebenen Effektiv- 
zinsangabe unter anderem von taggenauer Verrechnimg aller Leistun- 
gen, also auch der Tügungsleistungen, auszugehen (§ 4 Abs. 2 PAngV). 
Dadurch wird der Kreditnehmer über die Auswirkung der fraglichen 
Berechnungsweise unterrichtet und außerdem in die Lage versetzt, Kre- 
ditangebote mit unterschiedlichen Zinsberechnungsklauseln miteinan- 
der zu vergleichen. 

Die in Frage kommenden Kreditinstitute des Bundes stehen im Wettbe- 
werb mit den privaten Banken, insbesondere den Hypothekenbanken, 
bei denen die erwähnte Tügungsverrechmmg gemäß § 20 Hypotheken- 
bankgesetz zulässig ist. Die Bundesregierung gedenkt nicht, den Institu- 
ten, an denen der Bund beteiligt ist, eine von den Hypothekenbanken 
abweichende Regelung vorzuschlagen. 

51. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung dem bei- 

Eickmeyer spielgebenden Vorbüd z. B. der Länder Nieder- 

(SPD) Sachsen und Nordrhein-Westfalen zu folgen und 

für die Auf steUung von Bienenvölkern in den 
Liegenschaften des Bundes (Wälder, Heide etc.) 
keine Gebühren mehr zu erheben, um auch da- 
durch den ökologischen Nutzen der Bienen an- 
zuerkennen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 12. Juni 1986 

Jährlich werden etwa 10 000 Bienenvölker auf Bundesliegenschaften und 
zwar im wesentlichen auf Randflächen militänscher Übungsplätze aufge- 
stellt. Der Bund fördert diese Maßnahmen in Anerkennung ihres ökologi- 
schen Wertes, indem er möglichst zahlreiche Flächen bereitstellt imd eine 
seit langem festliegende Gebühr von nur 1 DM pro Bienenstock erhebt. 

Die geringe Nutzungsgebühr schränkt die Nachfrage nicht ein. Die 
Gebühr ist erforderlich, weü im Gegensatz zu sonstigen Forstflächen bei 
den bundeseigenen Flächen wegen ihrer Zweckbindimg regelmäßig eine 
besondere Inanspruchnahme der Verwaltimg notwendig ist. Insbeson- 
dere müssen die Imker wegen Beachtung der Sperrzeiten, wegen Kon- 
trollen imd wegen der Abstimmung mit den übenden Truppen eingewie- 
sen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


52. Abgeordneter In welcher Höhe hat die Bundesre0erung in den 

Verheugen Jahren 1984 und 1985 Exportgenehmigungen für 

(SPD) Lieferungen nach Südafrika erteüt, die sich auf 

den Abschnitt A des Teüs I der Ausfuhrliste zur 
Außenwirtschaftsverordnung beziehen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 10. Juni 1986 

Wie die Bundesregierung in zahlreichen Antworten auf Fragen aus dem 
Deutschen Bundestag dargelegt hat, kann sie aus verschiedenen Grün- 
den (Wahrung von Geschäfts- imd Betriebsgeheimnissen, Rücksicht- 
nahme auf Handelspartner u. a.) detailliertere Angaben über erteüte 
Ausfuhrgenehmigungen, die über die Ihnen bereits mit Schreiben vom 
15. Mai 1986 mitgeteüten Jahreswerte hinausgehen, nicht veröffentli- 
chen. 


53. Abgeordneter Welche Positionen des Abschnitts A des Teüs I 

Verheugen der Ausfuhrliste zur Außenwirtschaftsverord- 

(SPD) n\mg imterliegen nach Auffassimg der Bundes- 

regierung nicht dem UN-Rüstimgsembargo ge- 
gen die Republik Südafrika? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 10. Juni 1986 

Bei der Entscheidimg über Anträge auf Ausfuhren nach Südafrika wird 
jeweüs geprüft, ob die Waren vom VN-Waffenembargo erfaßt sind. Eine 
pauschale Auflistung nicht betroffener Waren in Anlehnung an die Posi- 
tionen des Abschnitts A des Teüs I der Ausfuhrliste ist nicht möglich. 


54. Abgeordneter 

Dr. Kühler 

(SPD) 


Liegen der Bundesre0erung Erkenntnisse dar- 
über vor, ob von der deutschen Industrie Kern- 
kraftwerke exportiert worden sind, die nicht dem 
deutschen Sicherheitsstandard entsprochen ha- 
ben, und gegebenenfaUs in welche Länder wur- 
den solche Kernkraftwerke exportiert? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 12. Juni 1986 

Nach Kenntnis der Bundesregierung hat die deutsche Industrie nur 
Kernkraftwerke exportiert, deren Sicherheits Standard dem von Kern- 
kraftwerken in der Bimdesrepublik Deutschland entspricht. Dabei waren 
gegebenenfalls Vorhaben des Empfängerlandes zur Anpassung an 
besondere lokale Gegebenheiten zu berücksichtigen. 

Im Zusammenhang nüt dem Export von Kernkraftwerken wurden mit den 
Empfängerländem Regierungsabkommen zur sicherheitstechnischen 
Zusammenarbeit während des Baues und des Betriebs der Kernkraft- 
werke abgeschlossen. 


55. Abgeordneter 

Dr. Spöii 

(SPD) 


Um wieviel DM sind Personenkraftwagen (Neu- 
wagen) mit ungeregeltem Katalysator, die die 
Euro-Norm erfüllen, im Durchschnitt teurer als 
Neuwagen gleicher Modelle ohne Katalysator? 


56. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


Um wieviel DM sind Personenkraftwagen (Neu- 
wagen) mit geregeltem Katalysator, die den US- 
Standard 1983 erfüllen, im Durchschnitt teurer 
als Neuwagen der gleichen Modelle ohne Kata- 
lysator? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Würzen 
vom 10. Juni 1986 

Die Preise auf dem deutschen Personenkraftwagen-Markt büden sich im 
Wettbewerb zwischen zahlreichen in- und ausländischen Herstellern. 
Das gilt auch für die Preise von Katalysatorfahrzeugen. Die von der 
Bimdesregienmg mit EG-Zustimmimg gesetzten umweltpolitischen Rah- 
mendaten lassen dem Käufer die Wahl, für welche technische Lösimg zur 
Einhaltimg der beschlossenen Grenzwerte er sich entscheidet. 

Innerhalb dieser Rahmendaten vollzieht sich der Umstellimgsprozeß im 
Wettbewerb. Er ist durch eine Vielfalt innovativer Angebote imd dynami- 
sche imtemehmerische Absatzpohtik gekennzeichnet. Die Bundesregie- 
rung emüttelt keine spezifischen Preisdaten. Sie nimmt indessen mit 
Befriedigung zur Kenntnis, daß der Absatzanteü schadstoffarmer Perso- 
nenkraftwagen rasch ansteigt imd für das Jahr 1986 nach den gegenwär- 
tig vorhandenen Indizien schon mindestens 50 v. H. erreichen dihite. 

Die Feststellimg aussagekräftiger durchschnittlicher Preisimterschiede 
zwischen Modellen mit und ohne Katalysator ist nicht möghch, weil es in 
vielen Fällen vergleichbare Modellangebote nicht gibt. Zahlreiche 
Modelle werden bereits ausschließlich in Katalysatorversion angeboten. 
Bei vergleichbaren Modellen ist der Preisunterschied weitgehend durch 
die jeweilige technische Grundausstattung (z. B. elektronische Regelsy- 
steme) bedingt, woraus sich für die Version mit Katalysator erhebhche 
Preisimterschiede ergeben. 

Im übrigen ist die Preisentwicklung in einem marktwirtschaftlichen 
Anpassungsprozeß ständigen Veränderungen unterworfen (Marktsitua- 
tion, technologische Entwicklimg, Einführungspreise, Verbilligung bei 
großen Serien). 

Der Aussagewert momentan in Preislisten feststellbaren Preisdifferenzen 
zwischen konventionellen Personenkraftwagen und vergleichbaren 
Katalysatorversionen (nach VDA- Angaben bei ungeregelten Katalysato- 
ren gegenwärtig etwa 900 bis 1 900 DM, bei geregelten Katalysatoren ca. 
1 300 bis 2400 DM) ist daher stark eingeschränkt. 
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Wann und in welcher Höhe wird die Bundesre- 
gierung den nmd 100 kleinen und mittelgroßen 
deutschen Reiseveranstaltern, die durch den Re- 
aktorunfall in Tschernobyl schwere bis existenz- 
bedrohende Einnahmeverluste erleiden, ähnlich 
wie den Landwirten eine finanzielle Entschädi- 
gung zukommen lassen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 6. Juni 1986 

Die Bundesregierung hat am 21, Mai 1986 eine Richtlinie zur Abwicklung 
von Ausgleichsansprüchen nach § 38 Abs. 2 des Atomgesetzes nach dem 
Reaktorunfall in Tschernobyl beschlossen und im Biuidesanzeiger vom 
27. Mai 1986 veröffentlicht. Darüber hinaus werden aus Billigkeitsgrün- 
den Hilfen für in ihrer Existenz gefährdete Unternehmen in Aussicht 
genommen. Am 28. Mai 1986 wurde hierzu eine Bund-Länder- Arbeits- 
gruppe eingesetzt, die zxir Ausarbeitxmg der Einzelheiten ihre Arbeit am 
4. Juni 1986 auf genommen hat. 

58. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung Gespräche nüt 

Müntefering den vom Reaktorunfall betroffenen Reiseveran- 

(SPD) staltem und ihren Verbänden führen, um die 

Modalitäten für den Schadensnachweis festzule- 
gen, und könnte neben direkten Zuschüssen 
eine Form der Hilfen in Steuerstundimgen für 
1986/87 bestehen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 6. Juni 1986 

In die Beratungen der am 28. Mai 1986 eingesetzten Bimd-Länder- 
Arbeitsgruppe werden die von Unternehmen und Verbänden vorgetrage- 
nen Gesichtspunkte selbstverständlich einbezogen. Da die Maßnahmen, 
die die Länder mitfinanzieren, in der Verwaltungszuständigkeit der Län- 
der abgewickelt werden, werden die Einzelheiten der Modalitäten für 
den Schadensnachweis von den Ländern festgelegt. Ob und in welchem 
Umfang neben den vorgesehenen Zuschüssen die Möglichkeit von Steu- 
erstimdimgen eingeräumt wird, richtet sich nach den allgemeinen Regeln 
des Steuerrechts. 

Zur Frage der steuerlichen Hilfen haben sich die obersten Finanzbehör- 
den der Länder im Einvernehmen mit dem Bimdesminister der Finanzen 
bereits dahin gehend geeinigt, daß die im Rahmenkatalog von 1977 ent- 
haltenen Grundsätze über steuerliche Maßnahmen zur Berücksichtigimg 
der dmch Naturkatastrophen verursachten Schäden entsprechende 
Anwendimg finden-, danach wird immittelbar und nicht unerheblich 
betroffenen Steuerpflichtigen gestattet, bis zum 30. September 1986 
Anträge auf Stundung von Steuern, Absehen von Vollstreckungsmaß- 
nahmen und Anpassimg der Vorauszahlungen auf Einkommensteuer 
und Körperschaftsteuer zu stellen. Mittelbar betroffene Steuerpflichtige 
können diese Maßnahmen ebenfalls beantragen. Einzelheiten sind den 
entsprechenden Ländererlassen zu entnehmen. 


57. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

59. Abgeordneter Welche Gemarkungsteüe in den Städten und 

Ibrügger Gemeinden im Regierungsbezirk Detmold wer- 

(SPD) den durch den am 27. Mai 1986 gefaßten Be- 

schluß des Agrarministerrates in die sogenann- 
ten benachteiligten Gebiete einbezogen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 3. Juni 1986 

Die Städte, Gemeinden und Gemeindeteile des Regierungsbezirks Det- 
mold, die zu den benachteiligten Gebieten gehören, sind im nachstehen- 
den Auszug aus dem Gebietsverzeichnis aufgeführt. Die neu aufgenom- 
menen Orte imd Ortsteile sind imterstrichen. 

Rechtskräftig wird die Ausweitimg nach Vorlage der erforderlichen Stel- 
limgncihme des EG-Parlaments, der daran anschließenden formellen Ver- 
abschiedimg durch den Rat imd die Verkündxmg des Gebietsverzeichnis- 
ses im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 

60. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der Betriebe im Regie- 

Ibrügger rungsbezirk Detmold, die zusätzlich Ausgleichs- 

(SPD) zahlimgen erhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 3. Juni 1986 

Im Rahmen der Fördenmgsgrundsätze bestimmen die Länder in eigener 
Zuständigkeit über die Anwendimg der Ausgleichszidage im einzelnen. 
Mir hegen für bestimmte kleinere Regionen keine statistischen Angaben 
über die Zahl der neu zu fördernden Betriebe vor. 


61. Abgeordneter Welche Flächen imd wie viele Betriebe waren 

Ibrügger bisher schon im Regierungsbezirk Detmold Teü 

(SPD) der sogenannten benachteihgten Gebiete? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 3. Juni 1986 

Hier gilt grundsätzhch das gleiche wie zu Frage 60. Die bisher bereits zum 
benachteüigten Gebiet zählenden Orte und Ortsteüe des Regierungs- 
bezirks Detmold sind im beüiegenden Verzeichnis nicht unterstrichen 
(entsprechend zu Frage 59). 


Auszug aus dem Verzeichnis der benachteüigten Gebiete in der Bimdes- 
republik Deutschland 


BenachteiÜgte Agrarzone 

7 Regierungsbezirk Detmold 
770 Kreis Minden-Lübbecke 

Gemeinden 
040 Rahden 
044 Stemwede 

Gemeinden nüt Teilflächen 

008 Espelkamp nüt Espelkamp, Fabbenstedt, Frotheim, 

Venlage 

762 Kreis Höxter 

Gemeinden nüt Teilflächen 

004 Bad Driburg mit Alhausen, Bad Driburg, Dringen- 

berg, Erpentrup, Herste, Kühlsen, 
Langeland, Neuenheerse, Pömbsen, 
Reelsen 
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Auszug aus dem Verzeichnis der benachteiligten Gebiete in der Bxmdes- 

republik Deutschland 


Benachteüigte Agrarzone 


008 Beverungen mit 

012 Borgentreich mit 

016 Brakei mit 

020 Höxter mit 

024 Marienmünster mit 

028 Nieheim mit 

032 Steinheim mit 

036 Warburg mit 

040 Willebadessen mit 


766 Kreis Lippe 

Gemeinde 
004 Augustdorf 

064 Schlangen mit 

Gemeinden mit Teilflächen 
012 Barntrup mit 

016 Blomberg mit 

028 Extertal mit 

032 Hom-Bad Meinberg mit 

052 Lügde mit 

774 Kreis Paderborn 

Gemeinden mit Teilflächen 


004 Altenbeken mit 

012 Borchen mit 

016 Büren mit 

028 Lichtenau mit 


Dahlhausen, Haarbrück, Jacobs- 
berg, Rothe, Tietelsen 

Borgholz, Bühne, Manrode, Mud- 
denhagen, Natingen 

Auenhausen, Erkeln, Frohnhausen, 
Gehrden, Hampenhausen, Istrup, 
Rheder, Riesel, Schmechten, Sid- 
dessen 

Bödexen, Bossebom, Bruchhausen, 
Fürstenau, Lütmarsen, Ottbergen, 
Ovenhausen 

Altenbergen, Bremerberg, Eüver- 
sen, Großenbreden, Hohehaus, Klei- 
nenbreden, Kollerbeck, Löwendorf, 
Papenhöfen 

Himminghausen, Merlsheim, Oeyn- 
hausen, Schönenberg 

Grevenhagen, Sandebeck 
Bonenburg, Scherfede 

Altenheerse, Börlinghausen, Fölsen, 
Helmern, Ikenhausen, Niesen, Wü- 
lebadessen 


Kohlstädt, Osterholz-Haustenbeck, 
Schlangen 

Alverdissen, Sonnebom 
Eschenbruch 

Asmissen, Bösingfeld, Rott 

Bellenberg, Holzhausen-Extemstei- 
ne, Kempenfeldrom, Veldrom 

Falkenhagen, Hummersen, Köter- 
berg, Lügde, Niese, Wörderfeld 


Altenbeken, Buke, Schwaney 

Dörenhagen, Etteln, Kirchborchen, 
Nordborchen 

Ahden, Barkhausen, Brenken, Bü- 
ren, Harth, Hegensdorf, Siddinghau- 
sen, Weiberg, Weine, Wewelsburg 

Asseln, Atteln, Blankenrode, Dal- 
heim, Ebbinghausen, Grundstein- 
heim, Hakenberg, Henglarn, Her- 
bram, Holtheim, Husen, Iggenhau- 
sen, Kleinenberg, Lichtenau 
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Auszug aus dem Verzeichnis der benachteiligen Gebiete in der Bundes- 
republik Deutschland 

Benachteilige Agrarzone 


032 Paderborn 

mit Benhausen, Dahl, Neuenbeken 

036 Salzkotten 

mit Niederntudorf 

040 Wünnenberg 

mit Bleiwäsche, Elisenhof, Fürstenberg, 
Haaren, Helmern, Leiberg, Wün- 
nenberg-Stadt 


62. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wie haben sich nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Importe von Sauerkirschen ~ insbeson- 
dere aus Jugoslawien- und deren Verarbei- 
tungsprodukte vom Jahr 1982 bis jetzt entwik- 
kelt? 


63. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Kaim die Bundesregierung Meldungen bestäti- 
gen, nach denen die Einfuhrmindestpreisrege- 
limg für Sauerkirschenerzeugnisse umgangen 
wird, so daß die Obstbauern in der Bimdesrepu- 
blik Deutschland immer noch um die Emtepreise 
für Sauerkirschen in 1986 fürchten müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 5. Juni 1986 

Die Einfuhren von frischen, gefrorenen, vorläufig haltbar gemachten und 
verarbeiteten Sauerkirschen (ohne Kirschkonfitüre imd Kirschsaft) aus 
Drittländern in die Bundesrepublik Deutschland haben sich seit dem 
Jahre 1982 wie folgt entwickelt: 


Herkunft 

1982 

1983 

1984 

1985 

1. Januar 
bis 31. März 
1986 

Drittländer 

insgesamt 

20 150 t 

27 158 t 

28733 t 

27 607 t 

5 144 t 

davon 

Jugoslawien 

11973 t 

16211 1 

21213 t 

22 396 t 

3970 t 


Die Bundesregienmg kann nicht bestätigen, daß die Einfuhrmindest- 
preisregelung für Sauerkirschenerzeugnisse generell umgangen wird. 
Die Bimdesre0erung bemüht sich vielmehr durch intensive Kontrollen, 
insbesondere auch durch Betriebsprüfungen bei den Importeuren, die 
Einhaltung der Einfuhrmindestpreisregelimg sicherzustellen. Um die 
Erzeugerpreise 1986 nachhaltig abzusichem, hat die Bimdesre0erung 
am 4. Juni 1986 einen Antrag auf Aussetzung der Erteilung von Einfuhrli- 
zenzen für Sauerkirschenerzeugnisse bei der EG-Kommission gestellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für innerdeutsche 
Beziehungen 


64. Abgeordneter 
Schreiner 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung grundsätzlich 
die Städtepartnerschaft zwischen Saarloms und 
Eisenhüttenstadt, xmd trifft die Auffassung des 
CDU- Fraktionsvorsitzenden im Stadtrat von 
Saarlouis zu, wonach der Bundesminister für in- 
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^ nerdeutsche Beziehungen und Bundesminister 
Schäuble die Partnerschaftsvereinbarung zwi- 
schen Saarlouis und Eisenhüttenstadt in offiziel- 
len Stellungnahmen begrüßt haben (siehe Saar- 
brücker Zeitung vom 31. Mai 1986)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr.Hennig 
vom 12. Juni 1986 

Die Bundesregierung hat die Aufnahme partnerschafthcher Beziehungen 
zu Städten in der DDR stets befürwortet. Denn kommunale Beziehungen 
können persönhche Verbindrmgen zwischen den Menschen der Partner- 
städte mehren und vertiefen, das gegenseitige Verständnis fördern und 
-dies ist in den innerdeutschen Beziehungen von besonderer Bedeu- 
timg - das Bewußtsein verbindender Gemeinsamkeiten vertiefen. Unter 
diesen Aspekten hat es die Bundesregierung begrüßt, daß zwischen den 
Städten Sacirlouis und Eisenhüttenstadt ein erster innerdeutscher Städte- 
partnerschaftsvertrag erarbeitet wurde. 

Die Vereinbarungen zwischen Saarlouis und Eisenhüttenstadt über die 
Begründung einer Städtepartnerschaft vom April 1986 enthalten aller- 
dings einzelne Formulierungen, die als nicht glücklich angesehen wer- 
den müssen. Dies güt insbesondere für bestimmte pohtische Aussagen, 
die mit dem Ziel einer Städtepartnerschaft nicht unmittelbar im Zusam- 
menhang stehen. Andererseits enthält die Vereinbanmg wertvolle 
Ansätze für bürgerschaftiiche Aktivitäten und gegenseitige Begegnun- 
gen, die Voraussetzungen eines funktionierenden Partnerschaftsverhält- 
nisses sind. Es bleibt abzuwarten, wie diese Möghchkeiten in der Zukunft 
genutzt werden können. 

Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
auch Städte und ihre Menschen einen - wenn 
auch bescheidenen - Beitrag zur friedhchen Ent- 
wicklung, zu entspannten und gutnachbarhchen 
Beziehungen zwischen verschiedenen Staaten 
sowie durch den Abbau irrationaler Feindbüder 
auch zu wachsender Abrüstirngsbereitschaft auf 
beiden Seiten leisten können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr.Hennig 
vom 12. Juni 1986 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß kommunale Partnerschaften, 
die zu einem möglichst umfangreichen und vielfältigen bürgerschaftli- 
chen Austausch führen, zum Verständnis zwischen den Menschen und 
zur Verständigimg zwischen Staaten praktisch und nachhaltig beitragen 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die friedlichen, gutnachbarhchen und freunde 
schaftiichen Beziehungen zwischen Frankreich 
und der Bundesrepubtik Deutschland ganz er- 
hebhch durch die vielfältigen Kontakte von Bür- 
gern beider Staaten - auch in Form rmgezählter 
Städtepartnerschaften - begründet und vertieft 
worden sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr.Hennig 
vom 12. Juni 1986 

Insbesondere Partnerschaften zwischen Städten und Gemeinden aus 
Frankreich und der Bundesrepubtik Deutschland sind von vielfältigen 


können. 

66. Abgeordneter 
Schreiner 
(SPD) 


65. Abgeordneter 
Schreiner 
(SPD) 


28 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5660 


und direkten Begegnungen zwischen den Menschen der Partnerstädte 
geprägt. Sie haben dadurch eine besondere Qualität und Lebendigkeit 
nicht zuletzt im Sinne der vorgenannten Verständigung zwischen den 
Staaten erreicht. Die Bundesregierung teüt daher die in Ihrer Frage 66 
wiedergegebene Auffassung. 

Da Sie diese Frage in den Zusammenhang Ihrer Fragen 64 und 67 gestellt 
haben, muß ich allerdings hinzufügen, daß partnerschaftiiche Beziehun- 
gen mit Städten imd Gemeinden im Ostblock die vorgenannten Voraus- 
setzungen für den Erfolg der deutsch-französischen Partnerschaften im 
Westen bislang leider nicht erfüllt haben. Zudem sind Partnerschaften 
innerhalb Deutschlands mit partnerschafüichen Beziehungen zu auslän- 
dischen Städten nicht direkt zu vergleichen. 

67. Abgeordneter Welche Aufgaben hatte ein Mitarbeiter der Stän- 

Schreiner digen Vertretung der Bundesrepubhk Deutsch- 

(SPD) land in Ost-Berhn bei den Vertragsverhandlun- 

gen zur Städtepartnerschaft zwischen Saarlouis 
imd Eisenhüttenstadt auf Wunsch der Bundesre- 
gierung und der Stadt Saarlouis wahrgenom- 
men, und in welcher Eigenschaft hat sich der 
Mitarbeiter der Ständigen Vertretung über den 
Vertragsentwurf lobend geäußert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr.Hennig 
vom 12. Juni 1986 

Nach Abstimmung mit dem Oberbürgermeister von Saarlouis hat ein 
Mitarbeiter der Ständigen Vertretung im Rahmen der übhchen Aufgaben 
der Ständigen Vertretung als Begleiter und Beobachter an dem Besuch 
der Delegation aus Saarloms in Eisenhüttenstadt vom 22. bis 24. Aprü 
1986 teilgenommen. Er war bei den Verhandlungen der Delegation 
zeitweise anwesend, hatte jedoch kein Mandat, daran mitzuwirken. Der 
Mitarbeiter hat sich während dieser Gespräche weder positiv noch nega- 
tiv zu den vereinbarten Texten geäußert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


68. Abgeordneter 

Jaunich 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung die Aussage des Be- 
auftragten der Bundesregierung für die Belange 
der Behinderten, Regenspurger, MdB, bestäti- 
gen, wonach insbesondere die Bundesländer ih- 
rer Beschäftigungspfhcht nach dem Schwerbe- 
hindertengesetz nicht nachkommen, und wie ge- 
denkt die Bundesregierung auf die Bundeslän- 
der einzuwirken, damit die Erfüllungsquote von 
6 V. H. erreicht wird? 


69. Abgeordneter 

Jaunich 

(SPD) 


In welchem Umfang haben die einzelnen Bun- 
desländer in den Jahren 1984 und 1985 die Be- 
schäftigungspflicht nach dem Schwerbehinder- 
tengesetz erfüllt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 6. Juni 1986 


Viele Bundesländer erfüllen ihre Beschäftigungspflicht nach dem 
Schwerbehindertengesetz nicht. 

Die Beschäftigungsquoten der einzelnen Bundesländer sind nach dem 
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Stand vom 1. Oktober 1984 - Zahlen für 1985 liegen noch nicht vor- 
folgende; 


Baden- Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 

Bimdesgebiet 


349 V. H. 
4,17 V. H. 
6,22 V. H. 
6,56 V. H. 
5,54 V. H. 
4,20 V. H. 
4,45 V. H. 
5,60 V. H. 
5,88 V. H. 
5,85 V. H. 
4,30 V. H. 
4,94 V. H. 


Die Bxmdesregienmg hat die Länder mehrfach auf die Verpflichtung zur 
Erfüllung der Beschäftigimgspflicht nach dem Schwerbehindertengesetz 
xmd die Notwendigkeit besonderer Anstrengimgen hingewiesen, um der 
Verantwortimg gegenüber Schwerbehinderten und der Vorbildfunktion 
gerade der öffentiichen Arbeitgeber gerecht zu werden. 

Die Überwachxmg der ErfüUxmg der Beschäftigungspflicht obhegt der 
Bimdesanstalt für Arbeit. Der Präsident der Bimdesanstalt für Arbeit ist 
deshalb vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordn\mg gebeten wor- 
den, die Arbeitsämter anzuweisen, die Verpflichtung zur Erfüllung der 
Beschäftigimgspflicht bei den Arbeitgebern der öffentlichen Hand ver- 
stärkt zu überwachen und künftig verstärkt darauf hinzuwirken. Darüber 
hinaus ist davon auszugehen, daß sich der Anteil der bei den öffentiichen 
Arbeitgebern beschäftigten Schwerbehinderten durch die vorgesehenen 
Änderimgen der Novelle zum Schwerbehindertengesetz verbessern 
wird. 


70. Abgeordneter 
Freiherr 
von Schorlemer 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung den Sach- 
verhcdt, daß pro Hektar landwirtschaftiich ge- 
nutzter Fläche sich die nationalen imd die EG- 
StützTmgsausgaben 1980 in den Niederlanden 
auf umgerechnet 2370 DM behefen, während 
dieses in der Bundesrepublik Deutschland nur 
850 DM waren, und wie hoch sind die Stützungs- 
ausgaben zur Zeit? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 12. Juni 1986 


Die Bundesregierung hat bereits auf eine Frage des Abgeordneten Dörf- 
linger zu dem Aufruf an Frauen in Barsinghausen, sich arbeitslos zu 
melden, am 30. April 1986 geantwortet (Drucksache 10/5430). 

Die bisherigen Erfahrungen der Bundesanstalt für Arbeit bestätigen den 
ersten Eindruck, daß diese Aufrufe weitgehend wirkimgslos gebheben 
sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


71. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


Sind Informationen der Regionalpresse zutref- 
fend, denen zufolge die Anzahl der Tiefstflüge 
im Raum Heidenheim um 50 v. H. gesenkt wer- 
den soll? 


72. Abgeordneter 
Antretter 
(SPD) 


Auf Gnmd welcher Entscheidimgen und bis zu 
welchem Zeitpunkt soll diese Entlastung des 
Raxims Heidenheim erreicht werden? 
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73. Abgeordneter Auf welche Initiativen sind gegebenenfalls diese 

Antretter Maßnahmen zurückzuführen? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 10. Juni 1986 

Seit 1. Mai 1986 gelten für den militärischen Tiefflug mit strahlgetriebe- 
nen Kampfflugzeugen über der Bundesrepublik Deutschland zusätzliche 
Einschränkungen. Unter anderem wurde in den Tieffluggebieten 250 Fuß 
(ca. 75 m) die Dauer und örtliche Ausdehnung der Flüge dieser Flug- 
zeuge in 250 Fuß Höhe etwa um die Hälfte reduziert. 

Da der Raum Heidenheim nicht in einem derartigen Tieffluggebiet 
250 Fuß hegt, hat diese Maßnahme keine Auswirkungen auf diesen 
Raum. Eine anderslautende Darstellung in der Regionalpresse ist daher in 
dieser Form unzutreffend. 

Der Bundesnünister der Verteidigung hatte am 17. Aprü 1986 über die ab 
1. Mai 1986 gültigen zusätzhchen Maßnahmen zur Minderung der Flug- 
lärmbelastung entschieden. Der Raum Heidenheim wird durch die dabei 
verfügte Tiefflug-Mittagspause in den Monaten Mai bis Oktober in der 
Zeit zwischen 12.30 Uhr und 13.30 Uhr entlastet. In der Zeit unterbleiben, 
mit Ausnahme von Übungen und Manövern sowie bei der Nutzimg der 
Luft-Boden- Schießplätze, alle müitärischen Tiefflüge mit strahlgetriebe- 
nen Kampfflugzeugen. 

Die Maßnahmen gehen auf die Weisimg des Bundesministers der Vertei- 
digimg zurück, alle Möghchkeiten zur Fluglärmminderung zu untersu- 
chen und zu reahsieren, die mit den imabdingbaren Einsatzerfordemis- 
sen der Luftstreitkräfte vereinbar sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 

Familie, Frauen und Gesundheit 

74. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung die kürzhch 

Stiegler angemeldeten Bedenken gegen die Kemspin- 

(SPD) Tomographie (vgl. Büd der Wissenschcift, Heft 6, 

1986, S. 13 f.) und was wird sie unternehmen, um 
das Gefährdungspotential aufzuklären? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 6. Juni 1986 

Der erwähnte Artikel in „Büd der Wissenschaft" ist der Bundesregierung 
bekannt. Sie ist der Auffassung, daß bei Beachtung der im Bundesge- 
sundheitsblatt 27, Nr. 3, März 1984, Seite 92 ff. veröffentlichten Empfeh- 
lungen des Institutes für Strahlenhygiene des Bundesgesundheitsamtes 
Bedenken bei Anwendung der Kemspin-Tomographie nicht bestehen. 
Dessen ungeachtet wird das Bundesgesundheitsamt die Arbeit der Kieler 
Forschungsgruppe sorgfältig mitverfolgen. 


75. Abgeordneter 

KiBlinger 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung die hohe Bela- 
stung bayerischen Rindfleisches mit Caesium 137 
und 134 und die Zurückweisung des betreffen- 
den Fleisches durch die Berliner Gesundheitsbe- 
hörden, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, die radioaktive Belastung von 
Rindfleisch bundesweit zu kontrollieren und die 
Verbraucher vor langfristigen Schäden zu 
schützen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 6. Juni 1986 

Regionale Unterschiede in der Belastung von Lebensmitteln mit radioak- 
tiven Stoffen lassen sich durch die imterschiedliche Ausbreitung der 
radioaktiven Wolke aus dem Reaktorunfall in Tschernobyl infolge der 
wechselnden meteorologischen Einflüsse in der Atmosphäre erklären. 
Dies gilt auch für die unterschiedlichen Meßwerte der Belastung von 
Rindfleisch mit Caesium 134 und 137. 

Die Bundesre0erung hat sofort nach dem Bekanntwerden der Auswir- 
kimgen des Reaktonmfalls die erforderlichen Maßnahmen getroffen. Auf 
ihre Initiative hat die Strahlenschutz -Kommission Analysen imd Bewer- 
tungen der Belastungssituation in der Bundesrepublik Deutschland vor- 
genommen, deren Empfehlungen von der Bimdesregiemng unverzüglich 
umgesetzt worden sind. 

Inzwischen hat die EG in einer Verordnimg vom 31. Mai 1986 (EWG) 
Nr. 1707/86 maximale Grenzwerte für Caesium 134 und 137 in Lebens- 
mitteln, die aus Drittländern in die EG eingeführt werden, festgelegt. 
Nach eingehenden Beratungen mit den zuständigen obersten Landesbe- 
hörden hat die Bundesregierung die Empfehlimg ausgesprochen, im 
Interesse einer einheitlichen Bewertimg von Lebensmitteln im Anschluß 
an den Reaktorunfall von Tschernobyl die in dieser EG- Verordnung 
festgelegten Werte für Caesium 134 und 137 bei der Beurteilung von 
Lebensmitteln mit Ursprung aus der Bundesrepublik Deutschland und 
den EG-Ländem heranzuziehen. 

Die bundesweite Kontrolle der radioaktiven Belastung von Rindfleisch 
erfolgt in den Bundesländern durch die hierfür zuständigen KontroUbe- 
hörden, deren Ergebnisse von der Bundesregierung zentral erfaßt wer- 
den. Angesichts der vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse und 
der insgesamt getroffenen Regelungen imd Maßnahmen kann davon 
ausgegangen werden, daß langfristige Schäden für den Verbraucher 
nicht eintreten werden. 

Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, daß 
die Ausbüdxmgsvergütungsgrenze, die 1976 auf 
750 DM (brutto) festgesetzt wurde und bei deren 
Überschreitung für das in Berufsausbildung ste- 
hende Kind kein Kindergeld mehr gezahlt wird, 
durch die inzwischen eingetretene Einkommens- 
und Geldwertentwicklung längst überholt ist 
und keine adäquate Berechnungsgrundlage 
mehr darstellt? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine angemesse- 
ne Erhöhung der Vergütungsgrenze vorzuschla- 
gen, um zu vermeiden, daß schon bei einer ge- 
ringfügigen Überschreitung dieser Grenze das 
Kindergeld entfällt - oder ist sie wenigstens be- 
reit, das um den überschießenden Betrag ge- 
kürzte Kindergeld zu befürworten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 9. Juni 1986 

Dem Grenzwert von 750 DM (brutto) entspricht ein Nettowert von 580 
DM, Hiermit läßt sich der Unterhaltsbedarf eines in weiterführender 
Ausbildimg stehenden Kindes im allgemeinen weitgehend decken, so 
daß kein Anlaß mehr für die Zahlimg von Kindergeld besteht. Einer etwa 
verbleibenden elterlichen Teil- Unterhaltsbelastung wird durch den zum 
1. Januar 1986 erhöhten steuerlichen Kinderfreibetrag Rechnung getra- 


76. Abgeordneter 
Delorme 
(SPD) 


77. Abgeordneter 

Delorme 

(SPD) 
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gen, der ohne Rücksicht auf die Höhe einer etwa gezahlten Ausbildungs- 
vergütung gezahlt wird. Angesichts dessen und der angespannten Haus- 
haltstage des Bundes ist der genannte Grenzwert noch vertretbar. 

Die für die Ausbildungsvergütung geltende Regelung darf im übrigen 
nicht losgelöst von der für junge Menschen zwischen 16 und 21 Jahren 
ohne Ausbildungs- oder Arbeitsplatz betrachtet werden. Für diese gilt 
eine Grenze von 400 DM netto, bei der u. a. berücksichtigt ist, daß 
- anders als während einer Ausbildung - Werbungskosten im allgemei- 
nen nicht anfallen. Bei einer Erhöhung der Ausbüdungsvergütungs- 
grenze oder bei einer Regelung, wonach das Kindergeld nur um den 
750 DM überschreitenden Betrag der Ausbildungsvergütung gekürzt 
würde, würden die Regelung für die Ausbildungsvergütung und die 
Kindergeldregelung für junge Menschen ohne Ausbildungs- oder 
Arbeitsplatz nicht länger in einem ausgewogenen Verhältnis zueinander 
stehen. 

Ihr Altematiworschlag zur Erhöhung der Ausbildungsvergütungsgrenze 
läßt sich, abgesehen davon, daß die dazu erforderhchen Haushaltsmittel 
nicht verfügbar sind, auch aus Sach- und Verwaltungsgründen nicht 
vertreten. Es hätte zur Folge, daß für das völhge Ausscheiden aus dem 
Kindergeldbezug, das sich mit Rücksicht auf die Ausbildungs Vergütung 
ergibt, unterschiedliche Grenzwerte maßgebhch würden: je nach der 
Ordnungszahl, die das betreffende Kind bei seinen Eltern hat, und 
zusätzhch noch, soweit die einkommensabhängige Minderung greift. 
Zudem würde er die Feststellung der Kindergeldansprüche und das 
Auszahlungsverfahren der Kindergeldstellen erheblich komplizieren. 
Wegen dieser Nachteile haben es bisher alle Bundesregienmgen abge- 
lehnt, die geltende Grenzwertregelung durch ein Staffelungssystem zu 
ergänzen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

78, Abgeordneter Bestehen bereits konkrete Planungen für die Er- 

Delorme Weiterung des Eisenbahntunnels zwischen 

(SPD) Mainz-Hauptbahnhof und Mainz-Süd (Bau einer 

zweiten Tunnelröhre), die im Zuge des Ausbaus 
der Bahnstrecke Mainz— Mannheim vorgesehen 
ist, und kann die Bundesregienmg Angaben 
über die ungefähren Kosten der Tunnelerweite- 
rung machen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. Juni 1986 

Die Ausbaustrecke Mainz — Mannheim der Deutschen Bundesbahn (DB) 
ist im „Vordringlichen Bedarf" des Bundesverkehrswegeplans '85 ausge- 
wiesen. Hierzu ist als Teilmaßnahme die Erweiterung um zwei Gleise 
zwischen Mainz-Hauptbahnhof und Mainz-Süd (neuer Mainzer Tunnel) 
mit gechätzten Baukosten in Höhe von 70 Millionen DM bis 80 Millionen 
DM vorgesehen. 

Die DB als zuständiger Planungsträger hat inzwischen die Vorplanungen 
und die Kontakte mit der Stadt Mainz aufgenommen. 

79. Abgeordneter Gibt es Zeitvorstellungen über die geplante Tun- 

Delorme nelerweiterung, und kann die Bundesregierung 

(SPD) der Stadt Mainz - für die sich städtebauliche 

Konsequenzen im Bereich des Südbahnhofs er- 
geben können- mitteilen, in welchen Zeitab- 
schnitten die Baumaßnahmen durchgeführt wer- 
den sollen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. Juni 1986 

Die Deutsche Bundesbahn strebt unter Berücksichtigung des planeri- 
schen Vorlaufs und der planungsrechtlichen Verfahren einen Baubeginn 
Anfang der 90er Jahre mit einer Bauzeit von etwa fünf Jahren an. 


80. Abgeordneter Wie viele Unfälle haben sich an erdgleichen 

Dr, Hüsch Bahnübergängen, die. durch automatische Anla- 

(CDU/CSU) gen gesichert sind, im Jahre 1984 und 1985 im 

Bereich der Deutschen Bundesbahn in Nord- 
rhein-Westfalen ereignet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. Juni 1986 

In Nordrhein- Westfalen haben sich im Bereich der Deutschen Bimdes- 
bahn an Bahnübergängen mit automatischen Sicherungsanlagen (Blink- 
licht/Lichtzeichen mit imd ohne Halbschranken) im Jahre 1984 
36 Unfälle mit elf Toten und acht Verletzten und im Jahre 1985 
31 Unfälle mit neun Toten und 13 Verletzten ereignet. 


81. Abgeordneter Welche Gründe liegen für diese Unfälle vor, und 

Dr. Hüsch insbesondere, beabsichtigt die Deutsche Bimdes- 

(CDU/CSU) bahn, die Sicherheitsvorkehmngen bei automa- 

tisch gesteuerten Sicherungsanlagen zu verbes- 
sern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. Juni 1986 

Als Unfallursachen überwiegen die Mißachtung der roten Blinklichter 
oder Lichtzeichen imd das Anhalten im Bahnübergangsbereich (insge- 
samt 48 Unfälle) .^Ursächlich für die übrigen Unfälle waren Umfahren 
oder Umgehen der Schranken, Schrankendurchbrüche, Abkommen von 
der Straßenfahrbahn, Straßenarbeiten im Bahnübergangsbereich und 
Stönmg der Bahnübergangssicherung. 

Die zuggesteuerten (automatischen) Sicherungsaiüagen haben einen 
hohen Sicherheitsstandard, sie entsprechen dem heutigen Stand der 
Technik imd erfüllen die gesetzlichen Bestimmimgen der Eisenbahn-, 
Bau- und Betriebsordnimg. Sie werden turnusmäßig von den zuständigen 
Fachbehörden geprüft imd gegebenenfalls hinsichtlich der Sicherheits- 
anfordenmgen der veränderten örtlichen Situation angepaßt. Dabei ste- 
hen im Vordergrund der Nachbau von Halbschranken und der Einbau 
besonderer Gehwegschranken. 


82. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


Wie hoch ist der Anteü der Personenkraftwagen, 
die bei der Abgasreinigung Euro-Norm den US- 
Standard 1983 erfüllen, am Gesamtbestand der 
Personenkraftwagen? 


83. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


Wie hoch ist der Anteü der neu zugelassenen 
Personenkraftwagen, die bei der Abgasreini- 
gung Euro-Norm den US-Standard 1983 erfüllen, 
an der Gesamtzahl der Neuzulassungen im Zeit- 
raum ab 1. Januar 1986? 
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Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 9. Juni 1986 

Die nachfolgenden Zulassungszahlen beziehen sich auf die erteilte Allge- 
meine Betriebserlaubnis (ABE), Sie geben jedoch keine Auskunft dar- 
über, ob ein Kraftfahrzeug ausschließlich den Abgasstandard, auf den die 
ABE lautet, erfüllt. Bekannt ist z. B., daß Kraftfahrzeuge eine ABE nach 
Anlage XXV (Euro-Norm) zu § 47 StVZO erhielten, obwohl sie ebenfalls 
die Anforderungen der Anlage XXIII (US-Norm) beim Abgastest erfüllen. 
Die Beantragung der jeweiligen Typzulassimg liegt allein bei den Her- 
steUem, die viele Gründe dafür haben, sie in der einen oder anderen 
Form vorzunehmen. 

Die erbetenen Werte betragen: 

zu Frage 82 (Jimi): 

Zu a) 589 389 - 2,2 v. H, Stand: 1 . Juni 1986 

b) 342127-1,3 v. H. 

zu Frage 83 (Juni) : 

Zu a) 204 524 - 20,9 v. H. Stand: Januar - April 1986 
b) 137 722- 14,0 v.H. 


84. Abgeordneter Welche Pläne hat die Deutsche Bundesbahn hin- 

Dr. Schöfberger sichtlich des Bundesbahnkraftwerks München 5 

(SPD) an der Donnersberger Brücke, und wie würde 

sich die Verwirklichung auf die dort bestehen- 
den 225 Arbeitsplätze imd 48 Ausbüdungsplätze 
aus wirken? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 11. Juni 1986 

Nach der Organisationsplammg der Deutschen Bimdesbahn (DB) für den 
maschinen- und elektrotechnischen Dienst soll das Betriebswerk (Bw) 
München 5 (früher Kraftwerk München Hbf) als selbständige Dienststelle 
bestehen bleiben. 

Die im Bw München 5 für die Wärme- xmd Stromerzeugimg vgrhandenen 
maschinen- und elektrotechnischen Anlagen werden spätestens in zehn 
Jahren ihre vorgesehene Nutzungsdauer erreicht haben. Von der Bun- 
desbahndirektion München werden deshalb zur Zeit Überprüfimgen mit 
dem Ziel durchgeführt, die künftig wirtschaftlichste Wärme- imd Strom- 
bereitstellung für den Großraum München Hbf zu ermitteln. 

In der Gruppe „Wärme- und Strombereitstellung" des Bw München 5 
sind derzeit 22 Mitarbeiter beschäftigt. Dies sind 9,9 v. H. des heutigen 
Personalbedarfs der Dienststelle. 

Sollte die DB die Wärme- und Stromerzeugung zu einem späteren Zeit- 
pimkt einstellen, könnten die freiwerdenden 22 Mitarbeiter einer ande- 
ren Tätigkeit im Großraum München zugeführt werden. Die 48 Ausbü- 
dungsplätze beim Bw München 5 sind von dieser Untersuchimg nicht 
betroffen. 

85. Abgeordneter Zu welchen Ergebnissen haben die Verhandlun- 

Dr. Schöfberger gen zwischen der Bundesbahndirektion Mün- 

(SPD) chen und den Stadtwerken der Landeshaupt- 

stadt München über einen Verkauf des Bundes- 
bahnkraftwerks München 5 oder über einen 
Stromerzeugungsverbund geführt? 
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Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 11. Juni 1986 

Ein Verkauf des Betriebswerks München 5 an die Stadtwerke München 
steht nicht zur Diskussion. Der zur Zeit erforderliche elektrische Lei- 
stungsbedarf für den Raum München Hbf beträgt rund 9 Megawatt 
(MW). Die Deutsche Bimdesbahn (DB) erzeugt davon 4,5 MW. Den rest- 
lichen Anteü von 4,5 MW liefern die Stadtwerke München an die DB. Bei 
diesem Sachverhalt stellt sich die Frage eines Stromerzeugungsverbim- 
des für beide Partner nicht. 


86. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher untemom- 

Zander men, um die Deutsche Bundesbahn zu veranlas- 

(SPD) sen imd dabei zu unterstützen, die 26 gefährli- 

chen mit Aluminiumkrätze gefüllten Waggons, 
die seit Anfang Februar in Bebra stehen, endhch 
aus der Bundesrepubhk Deutschland zu ent- 
fernen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 11. Juni 1986 

Nach den vorliegenden wissenschaftlichen Gutachten handelt es sich bei 
den Aluminium-Schmelzabfällen um kein gefährliches Gut; demzufolge 
sind diese auch nicht nach der Gefahrgutverordnung Eisenbahn (GGVE) 
klassifiziert. Der den Bimdesminister für Verkehr beratende Gefahrgut- 
Verkehrs-Beirat hat bei seinen Untersuchimgen festgestellt, daß aus dem 
Gut keine gesimdheitlichen Gefahren für Mensch oder Umwelt zu erwar- 
ten sind. Es ist weder giftig noch ätzend. Die geringfügige Gasentwick- 
limg bei Berührung nüt Wasser liegt weit imter den Grenzwerten imd 
reicht nicht aus, ein explosionsfähiges Gas-Luftgemisch zu erzeugen. 

Übrigens hat keine der zuständigen örtlichen imd regionalen Verwal- 
tungsstellen eine Notwendigkeit gesehen, das in den abgestellten Wagen 
verladene Wirtschaftsgut aus Gründen des Umweltschutzes oder sonst 
aus polizeilichen Gründen an eine Deponie zu verweisen oder zu vernich- 
ten. Dazu bestand nach den vorliegenden wissenschaftlichen Gutachten 
auch keine Veranlassung. 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) befördert die ihr übergebenen Wagen 
nach den einschlägigen nationalen und internationalen Bestimmungen 
gemäß den Weisungen der Versender oder Empfänger. Da die DB als 
Frachtführer keine dieser Bestimmungen verletzt hat, war für die Bundes- 
regierung als Aufsichtsorgan der DB kein Handlungsbedarf für unmittel- 
bare Weisungen gegeben. 

Die Bundesregierung hat sich jedoch auf Verwaltungsebene und durch 
unmittelbaren Kontakt des Bundesministers für Verkehr mit seiner nie- 
derländischen Kollegin darum bemüht, den Abtransport der Wagen zur 
Verschiffung nach Rotterdam zu beschleunigen. Das wurde notwendig, 
weü niederländische Stellen — leider offenbar auf Grund falscher Infor- 
mationen durch Dritte aus der Bimdesrepublik Deutschland- die 
Abnahme zimächst verzögerten. Inzwischen sind bereits am 26. Aprü 
1986 73 Wagen in das Ausland abgerollt. Auch das Ladegut der rest- 
lichen 26 noch in Bebra stehenden Wagen ist inzwischen verkauft; diese 
Wagen stehen zum Abtransport bereit. 


87. Abgeordneter Was hat die Deutsche Bimdesbahn unternom- 

Zander men, um die Umwelt vor Schäden zu schützen, 

(SPD) solange die Waggons noch in Bebra stehen? 


36 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5660 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 11. Juni 1986 

Nach den vorliegenden Gutachten sind aus dem Gut keine gesundheitli- 
chen Gefahren für Mensch und Umwelt zu erwarten. Selbst bei Berüh- 
rung mit Nässe würden sich entwickelnde Gase keine Konzentration 
erreichen, die in irgendeiner Weise für Mensch und Umwelt gesundheits- 
schädigend sind. Die Deutsche Bundesbahn hat dennoch die Wagen nüt 
Planen abgedeckt und sich damit an die Empfehlungen des Gefahrgut- 
Verkehrs-Beirats gehalten. 


88. Abgeordneter 
Uldall 
(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, die Hinweisschüder über die an einer 
Autobahntankstelle akzeptierten Tankabrech- 
nungssysteme (z. B. DKV, SVG, UTA) nicht erst 
an der Einfahrt, sondern bereits bei der ersten 
Ankündigung der Tankstelle anzübringen (wie 
in vielen anderen europäischen Ländern)? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 9. Juni 1986 

Hinweisschüder auf Kreditorganisationen sind im unmittelbaren Tank- 
steUenbereich so angebracht, daß sie für den einfahrenden Kraftfahrer 
erkennbar sind. 

Die Ankündigung von Kreditorganisationen in der Hinweisbeschüderung 
der Bundesautobahnen wäre aus Verkehrssicherheitsgründen nicht ver- 
tretbar. Dabei ist auch zu bedenken, daß die Autobahntankstellen mit 
mehreren Kreditorganisationen Zusammenarbeiten und dementspre- 
chend mehrere Vorankündigungen erforderlich würden. Außerdem 
müßte dann mit entsprechenden Wünschen anderer Unternehmen 
gerechnet werden. 

Aus diesen Gründen kann die Hinweisbeschüderung der dem SchneU- 
verkehr dienenden Bundesautobahnen nicht ausgeweitet werden; die 
Ankündigung von Kreditorganisationen wird daher auf den TanksteUen- 
bereich beschränkt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Wurde die Zweckbestimmung des Haushaltsti- 
tels „Fördenmg von Investitionen zum Zwecke 
der Luftreinhaltung bei Altanlagen" vor Abfluß 
der Mittel für das Kraftwerk Buschhaus geän- 
dert? 

Antwort des Bundesministers Dr. Wallmann 
vom 12. Juni 1986 

Unabhängig von einer möglichen Förderung des Kraftwerks Buschhaus 
ist die Zweckbestimmung des Haushaltstitels, die zunächst auf den 
Bereich der Luftreinhaltung beschränkt war, ab dem Haushaltsjahr 1985 
für die Gebiete Wasser, Abfcdl und Lärm geöffnet worden. 

Im Rahmen der Vorbereitungen zur AufsteUung des Bundeshaushalts 
1985 ist im Hinblick auf eine mögliche Förderung der Entschwefelung 
des Kraftwerks Buschhaus die Titelerläuterxmg um folgenden Satz 
ergänzt worden: 


89. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 
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„Aus den Ausgaben kann auch ein Vorhaben zur Abgasreinigung von 
Salzkohle gefördert werden." 


90. Abgeordneter 
Schäfer 
(Offenburg) 
(SPD) 


Wamm hätte eine Förderung aus dem „Altanla- 
gensanierungsprogramm" ohne diese Änderung 
der Zweckbestimmung nicht durchgeführt wer- 
den können? 


Antwort des Bundesministers Dr. Wallmann 
vom 12. Juni 1986 

Mit der Ergänzung der Titelerläuterungen sollte klargestellt werden, dciß 
ein Modellvorhaben, bei dem die Übertragbarkeit der Ergebnisse auf 
andere Altanlagen nicht unmittelbar absehbar ist, auf der Grundlage 
einer zweifelsfreien haüshaltsrechtlichen Ermächtigung gefördert wer- 
den kann. 


91. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Ist das Kernkraftwerk Buschhaus als Altanlage 
im Sinne des § 2 Nr. 3 zweiter Halbsatz der 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung anzusehen, 
imd falls ja, auf welche tatsächlichen und rechtli- 
chen Umstände bzw. Gegebenheiten stützt die 
Bundesregierung diese Auffassimg? 


Antwort des Bundesministers Dr. Wallmann 
vom 12. Juni 1986 


Der Niedersächsische Minister für Bundesangelegenheiten hat gegen- 
über dem Bundesminister des Innern dargelegt, daß es sich bei dem 
Kraftwerk Buschhaus im Hinblick auf die S02-Emissionen um eine Altan- 
lage im Sinne von § 2 Nr. 3 der Großfeuenmgsanlagen-Verordmmg han- 
dele. 

Diese Auffassung wurde bestätigt durch die Entscheidung des 7. Senats 
des OVG Lüneburg vom 6. März 1985 (Az. 7 OVG B 64/84). 


92. Abgeordneter In welchem Umfang sind dem Kraftwerk Busch- 

Schäfer haus Haushaltsmittel zugeflossen bzw. werden 

(Offenburg) noch zufließen? 

(SPD) 

Antwort des Bundesministers Dr. Wallmann 
vom 12. Juni 1986 

Für das Projekt „Entschwefelung des Kraftwerks Buschhaus" sind dem 
Betreiber aus dem vorgenannten Haushaltstitel Fördermittel in Höhe von 
60 Millionen DM bewilligt worden; von diesen Mitteln sind bisher 40 Mü- 
lionen DM ausgezahlt worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- und 
Fernmeidewesen 


93. Abgeordneter 

Rusche 


(DIE GRÜNEN) 


Wie rechtfertigt die Bundesre0erung die Wahl- 
kampfaussage „Erste Legislaturperiode seit 
20 Jahren ohne Portoerhöhung", die den Tele- 
fonkunden als Postinformation der Telefonrech- 
nung iin Mai 1986 beigelegt wurde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 6. Juni 1986 

Die in der Beüage zur Femmelderechnung Mai 1986 gemachte Aussage 
„Erste Legislaturperiode seit 20 Jahren ohne Portoerhöhung" ist eine 
reine Tatsachenfeststellung, die nichts mit Wahlkampf zu tim hat. Die 
Gebühren für Briefe, Päckchen und Pakete sind seit 1983 stabil, das bleibt 
auch 1986 so. Man muß tatsächlich 20 Jahre zurückgehen, um eine 
Legislaturperiode zu finden, in der es ebenfalls keine Gebührenerhöhung 
gab. Im Femmeldewesen sind im gleichen Zeitraum die Gebühren sogar 
wesentlich gesenkt worden. 

94. Abgeordneter 
Stutzer 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 11. Juni 1986 

Im Rahmen des Personalhaushalts 1986 kann die Zahl der haushaltswirk- 
samen Kräfte per Saldo bundesweit um 2300 Kräfte erhöht werden. 
Dadurch werden auch in Schleswig-Holstein Ende 1986 mehr Arbeits- 
kräfte bei der Deutschen Bundespost (DBP) als zu Beginn des Jahres tätig 
sein. Darüber hinaus sind noch Verschiebungen von Personalbedarf aus 
Bereichen, in denen der Bedarf nicht mehr in dem bisherigen Umfang 
notwendig ist, in solche Bereiche erforderlich, in denen durch beschleu- 
nigte technische Weiterentwicklung und kräftige Marktexpansion ein 
besonders großer Personalbedarf entstanden ist. 

Die nach dem Erkenntnisstand von Ende September 1985 erstellten 
Personalprognosen bis 1994 weisen für die DBP insgesamt einen Rück- 
gang der Zahl der Personalposten aus. Während im Femmeldebereich 
eine leichte Zunahme erwartet wird, zeigen die Vorschauzahlen der 
September-Prognose aus 1985 für den Postbereich einen Rückgang von 
über 20 000 Personalposten. Diese Zahl ist jedoch - wie das bei Langzeit- 
prognosen nicht anders sein kann - ein mit großer Unsicherheit behafte- 
ter rein theoretischer Prognosewert. Das wird daran erkennbar, daß der 
weit überwiegende Teü dieses geschätzten Rückgangs, nämhch knapp 
18000, in den Vorschauzeitraum ab 1990 fällt. Aus dem gleichen Grund 
kann daraus die Zahl der künftig erforderhchen Arbeitskräfte nicht abge- 
leitet werden. 

Die DBP ist bemüht, neben notwendigen Rationalisierungsmaßnahmen 
durch die Intensivierung bestehender Dienste imd den verstärkten Ein- 
stieg in neue Technologien (Datenverarbeitung, digitale Vermittlimgs- 
und Übertragungstechnik, Breitbandverteilnetze usw.) neue zukimfts- 
orientierte Arbeitsplätze zu schaffen und somit insgesamt die Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten weitgehend zu sichern. 

Die letztgenannten Einflußgrößen haben bislang zur Folge gehabt, daß 
der Personalbestand insgesamt durch die RationaÜsienmgsmaßnahmen 
nicht verringert wurde. Neue Dienste, neue Techniken imd die weitere 
Verkehrszunahme im Femmeldewesen bewirken, daß kein Angehöriger 
der DBP um einen Arbeitsplatz fürchten muß. Auch im Jahr 1986 werden 
alle Nachwuchskräfte ein Arbeitsplatzangebot erhalten. 

Die bedarfserhöhenden Maßnahmen zum Ausbau bzw. Aufbau beste- 
hender bzw. neuer Dienste und Techniken, weitere bedcirfserhöhende 
Regelungen sowie laufende Vorhaben und Anpassimgen durch stei- 
gende Verkehrsentwicklung 1986 ergeben insgesamt bei der DBP die 
o. a. Bestandsvermehmng um 2 300 Kräfte. 


Welche Rationalisierungen beabsichtigt die 
Deutsche Bimdespost in Schleswig-Holstein 
durchzuführen - wie z. B. eine Privatisienmg der 
Kraftfahrzeugwerkstätten und wieviel Ar- 
beitsplätze würden hierdurch voraussichtlich ifn 
Bereich des Post- imd Femmeldewesens verlo- 
rengehen? 


39 



Drucksache 10/5660 


Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


Die „Privatisierung der Kraftfahrzeugwerkstätten" der DBP in Schleswig- 
Holstein ist nicht Gegenstand von Rationalisierungsplanungen. 


Welche Kosten hat das kürzlich an Postscheck- 
kunden verschickte Werbeblatt der Deutschen 
Bundespost (DBP) „Die Post informiert - Erste 
Legislaturperiode seit 20 Jahren ohne Portoerhö- 
hung. . . . Diese erfreuliche Tatsache ist der kon- 
sequenten Stabilitätspolitik seit 1983 zu verdan- 
ken. " verursacht und wie beurteüt die Bimdesre- 
gierung die Auffassung, daß durch dieses Rekla- 
meblatt mit den öffentlichen Geldern der DBP 
einseitige Werbimg für die jetzige Regierungs- 
koalition betrieben wird? 

Warum hält es die Deutsche Bimdespost (DBP) 
für notwendig, die Verbraucher über vergange- 
ne Gebührenerhöhungen zu informieren, wäh- 
rend sie die für 1988 bereits geplanten Gebüh- 
renerhöhungen verschweigt, und beabsichtigt 
die DBP, in Zukimft solche „Informationsblätter" 
auch über Gebührenerhöhungen herauszu- 
geben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 6. Juni 1986 

Die Beüage zur Fernmelderechnung Mai 1986 hat rund 250 000 DM 
gekostet. Der Preis für das Einzelexemplar beträgt 0,9 Pfennige. Das 
Faltblatt ist Bestandteü einer Reihe von Femmelderechnimgsbeüagen, 
mi t denen die Deutsche Bundespost (DBP) über ihre Untemehmenspolitik 
imterrichtet. Sie kommt damit nicht nur ihrer allgemeinen Informations- 
pflicht, sondern auch einem nachweislich in der Öffentlichkeit vorhande- 
nen Informationsbedürfnis nach. 

Die in der Beilage gemachte Aussage „Erste Legislaturperiode seit 
20 Jahren ohne Portoerhöhung . . . Diese erfreuliche Tatsache ist der 
konsequenten Stabilitätspohtik der Post seit 1983 zu verdanken." ist 
eine reine Tatsachenfeststellung und keine einseitige Werbimg für die 
jetzige Regierungskoalition. 

Die DBP hat geplante Gebührenerhöhungen stets rechtzeitig bekanntge- 
macht, z. B. durch Wurfsendungen an alle Haushalte. Sie wird dies 
selbstverständlich auch künftig tun. Behauptungen, wonach beabsichtigt 
ist, die Gebühren in nächster Zeit zu erhöhen, sind unzutreffend. Derzeit 
gibt es keinerlei konkrete Planungen oder Entscheidungsvorbereitimgen 
zu einer Postgebührenerhöhung. 


95. Abgeordnete 

Frau 

Dann 

(DIE GRÜNEN) 


96. Abgeordnete 

Frau 

Dann 

(DIE GRÜNEN) 


97. Abgeordneter Kann die Bundesregierung angeben, wie weit 

Michels die Glasfaserverkabelung in der Bundesrepublik 

(CDU/CSU) Deutschland vorangeschritten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 11. Juni 1986 

Der Einsatz der Glasfasertechnik im öffentlichen Fernsprechnetz wird 
imter zwei Aspekten vollzogen: 

- substitutive Verwendung anstelle herkömmlicher Kupfertechnik aus 
wirtschaftlichen Gründen und 

- additive Verwendung als Ergänzung des bestehenden Femmeldenet- 
zes mit dem Ziel, neue breitbandige Femmeldedienste einzuführen. 
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Substitutiv verwendet die Deutsche Bundespost (DBF) die Glasfaser seit 
1983 in der Femebene. Bis heute sind ca. 90 000 Kilometer Glasfasern 
verlegt worden. 

Der Ausbau mit Glasfasern für die Breitbandindividualkommunikation 
beginnt in diesem Jahr in 14 Orten und wird 1987 in weiteren 15 Orten 
fortgesetzt. 

Das weitere Vorgehen der DBF ist in der anliegenden Broschüre „Mittel- 
fristiges Frogramm für den Ausbau der technischen Kommiinikationssy- 
steme" beschrieben. 


Ist beim Ausbau des Glasfasemetzes Sorge dafür 
getragen, daß die Installation neuer Techniken 
nicht nur nach dem Bedarf, sondern auch nach 
raumordnerischen Gesichtspunkten geplant 
wird? 


Wie will die Bundesregienmg sicherstellen, daß 
es zu keiner Abkoppelung der ländhchen Berei- 
che von den neuen Kommunikationstechniken 
und damit zu einer weiteren Verschärfung der 
schon bestehenden Disparitäten zwischen städti- 
schem imd ländlichem Gebiet kommt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 11. Juni 1986 

Die Deutsche Bimdespost (DBF) verfolgt entsprechend einem langfristi- 
gen Entwicklimgskonzept das Ziel, innerhalb der nächsten Jahre durch 
den Einsatz der Glasfasertechnik in lokalen Overlaynetzen die Voraus- 
setzungen für das Angebot neuer breitbandiger Femmeldedienste der 
Individualkommunikation zu schaffen. Hierbei ist insbesondere an 
Videokonferenz und Büdfemsprechen sowie an neuartige Möghchkeiten 
des schnellen Text- imd Datenaustausches gedacht. 

Die zeitiiche Entwicklimg dieser Telekommunikationsformen ist heute 
schwer vorhersehbar, da erst wenige Erfahrungen über konkrete Anwen- 
dimgsformen imd damit Nachfragestrukturen vorhegen. Es deutet sich 
jedoch an, daß zumindest in der Anfangsphase schon aus Kostengründen 
die geschäfthchen Anwender weit im Vordergrund stehen dürften. 

Die Auswahl der Ausbauorte orientiert sich daher am Grundsatz, Zug um 
Zug die Geschäftsgebiete einzubeziehen, die auf Grund verschiedener 
Indikatoren auf ein besonders hohes Fotential von Breitbandteilnehmem 
schheßen lassen. 

Der Ausbau neuer Dienste muß rentabiütätsorientiert erfolgen und dort 
ansetzen, wo mit den einsetzbaren Mitteln mögtichst schnell viele Nach- 
frager erreicht werden, damit ein Netz entsteht, das eine Nutzung über- 
haupt erst möghch macht. 

Um regionale Ungleichgewichte zu vermeiden, wurden Maßnahmen 
getroffen, die neuen breitbandigen Telekommunikationsdienste bei kon- 
kreter Nachfrage auch in Gebieten außerhalb der Regionen, die z. Z. für 
den Ausbau mit Glasfaser-Overlaynetzen geplant sind, zugänghch zu 
machen. Mit Hilfe von Verbindungen, die in den konventionellen Fem- 
meldenetzen eingeplant sind, oder durch die Nutzung von Satellitensy- 
stemen, können auch Teilnehmer aus abgelegenen Gebieten herange- 
führt werden. Sie erhalten damit gleiche Kommunikationsmögtichkeiten, 
wie dies für Anwender innerhalb sogenannter Overlayortsnetze gilt. So 
sind z. B. bereits heute Videokonferenzen innerhalb der gesamten Bun- 
desrepublik Deutschland einschüeßtich Berlin (West) durchführbar. 


98. Abgeordneter 
Michels 
(CDU/CSU) 


99. Abgeordneter 
Michels 
(CDU/CSU) 
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100. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung den Einsatz der 

Michels neuen Techniken als Instrument der Raumord- 

(CDU/CSU) nungspohtik nutzen? 

Antworil des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 11. Juni 1986 

Die Deutsche Bimdespost wird weiterhin gemäß ihrem gesetzhchen Auf- 
trag alle Anstrengungen unternehmen, um die gleichmäßige Versorgung 
aller Teile des Bimdesgebietes mit Leistimgen des Post- imd Femmelde- 
wesens sicherzustellen imd entsprechend der technischen Entwicklung 
weiter auszubauen. 

Es ist nach heutigem Kenntnisstand davon auszugehen, daß die neuen 
Informations- imd Kommunikationstechniken in einem realistisch über- 
schaubaren Zeitraum keine neuen, eigenständigen räumlichen Entwick- 
lungen auslösen werden. 

Um die Nutzung und Anwendung neuer Informations- und Kommunika- 
tionstechniken auch in strukturschwachen Räumen zu fördern, ist der 
Förderkatalog der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" —zunächst befristet- für bestimmte Formen der 
Informations- und Kommunikationstechniken geöffnet worden. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 

101. Abgeordneter Wie kann die Bundesregierung, insbesondere 

Dr. Kübler Bundesminister Dr. Riesenhuber, nur wenige Ta- 
lSPD) ge nach dem Störfall von Tschernobyl eine ab- 

schließende Erklärung dahin gehend abgeben, 
daß dieser Störfall für die Bundesregierung kein 
Anlaß sei, ihre bisherige Kemenergiepolitik zu 
überprüfen, ohne daß auch nur einigermaßen 
gesicherte Erkenntnisse über Ursachen und Wir- 
kungen des Störfalls von Tschernobyl Vorlagen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Riesenhuber 
vom 11. Juni 1986 

Die Erläuterungen der Bundesregierung zur Sicherheit der Kernkraft- 
werke in der Bundesrepublik Deutschland stützen sich auf das der Ausle- 
gung unterliegende Sicherheitskonzept und die positiven sicherheits- 
technischen Erfahrungen beim Betrieb der Anlagen. 

Der Unfall in der UdSSR ist in einer Kemkraftwerksanlage mit einem 
Reaktortyp eingetreten, der bei ims nicht gebaut wird. Nach den zugäng- 
lichen Informationen ist der Schlxiß zu ziehen, daß der vom Unfall betrof- 
fene Reaktor in Tschernobyl wesentliche Elemente des deutschen Sicher- 
heitskonzepts nicht aufweist. 

Daher sieht die Bimdesregierung keinen Anlaß, die Gnmdsätze der 
bisherigen Kemenergiepolitik zu überprüfen. 

102. Abgeordneter Worauf gründen Aussagen des Bundeskanzlers, 

Dr. Kübler des Bundesministers des Innern imd des Bundes- 

(SPD) ministers für Forschung und Technologie, daß 

jedes einzelne deutsche Kernkraftwerk sicherer 
sei als alle anderen Kernkraftwerke auf der Welt, 
und gibt es sicherheitstechnische Unterschiede 
unter den einzelnen deutschen Kernkraft- 
werken? 
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Antwort des Bimdesministers Dr. Riesenhuber 
vom 11. Juni 1986 

Die Bundesregierung hat erklärt, daß die Kernkraftwerke in der Bundes- 
republik Deutschland mit zu den sichersten Anlagen in der Welt gehören. 

Sie gründet diese Aussage auf das Sicherheitskonzept, das aus einer 
ausgewogenen Kombination von sicherheitstechnischen Vorkehrungen 
besteht, die umfassen 

- eine hohe Systemqualität und -Zuverlässigkeit, die während des 
gesamten Betriebes der Anlage dxirch eine umfangreiche Überwa- 
chung und wiederkehrende Prüfung nachgewiesen werden, 

- betriebliche Einiichhingen zur frühen Erkennung von Störungen und 
zur Verhinderung von Störfällen sowie 

- Sicherheitseinrichtimgen zxir Begrenzung von Störfallfolgen, die dar- 
auf ausgelegt werden, das Spektrum möglicher Störfälle zu beherr- 
schen und eine unzulässige Abgabe radioaktiver Stoffe zu verhindern. 

Dadurch wird der nach dem Atomgesetz erforderliche hohe Sicherheits- 
stand gewährleistet. 

Die Bundesregierung weiß sich auf Grund ihrer ständigen Kontakte mit ^ 
ihren Partnern im Rahmen der internationalen Kooperation auf dem 
Gebiet der Reaktorsicherheit in der Einschätzung des hohen Sicherheits- 
stands der deutschen Kernkraftwerke einig. 

In die nach Aufarbeitung der erwarteten detaillierten Informationen über 
den Unfall von Tschernobyl durch ihre Beratungsgremien wird die Bun- 
desregierung auch im einzelnen zu den Sicherheitseigenschaften der 
Kernkraftwerke in der Bundesrepublik Deutschland ergänzende Anga- 
ben machen. 


103. Abgeordneter Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Entschei- 

Kohn düng, keinen Einfluß auf deutsche Forschungs- 

(FDP) einrichtungen zur Teilnahme am SDI-Programm 

der Vereinigten Staaten von Amerika aus- 
zuüben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 12. Juni 1986 

In den Satzungen bzw. GeseUschaftsverträgen der Großforschungsein- 
richtungen sind die Verfahren zur Entscheidimgsfmdung der Einrichtun- 
gen festgelegt. Sollte an eine Einrichtimg ein Angebot zur Beteiligung an 
einem Vorhaben innerhalb des SDI-Programms gerichtet werden, wird 
die Entscheidung darüber daher im Rahmen dieser satzungsgemäßen 
Entscheidungsverfahren getroffen werden. 

Die Bxmdesregierung beabsichtigt nicht, die Großforschungseinrichtun- 
gen gegen ihren Willen zu verpflichten, an Forschungs- und Entwick- 
lungsprojekten im Rahmen des SDI-Programms mitzuarbeiten. 


Bonn, den 13. Jimi 1986 
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